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Die Schweizerische Volksfürsorge — 
konzessioniert! 


Durch Bundesratsbeschluss vom 21. August ist 
der «Schweiz. Volksfürsorge», Volksversicherung 
auf Gegenseitigkeit mit Sitz in Basel, die Be- 
willigung zur Ausübung ihrer Tätig- 
keiterteilt worden. 
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Die neue Kriegssteuer in ihrer Bedeutung 
für die schweizerischen Genossenschaften. 


Sch. Der bundesrätliche Entwurf eines Ver- 
fassungsartikels für die neue Kriegssteuer wird auch 
die Anhänger unserer Bewegung, sofern sie die 
Interessen der Genossenschaften auch als die ihrigen 
betrachten, interessieren, und darum ist es angezeigt, 
dass wir in unserer Presse die für die Genossen- 
schaften vorgeschlagenen Bestimmungen kurz er- 
örtern, nachdem wir seinerzeit in drei längeren 
Artikeln («Schweiz. Konsum-Verein» 1915, No.6, 8, 
10) den Entwurf der ersten Kriegssteuer eingehend 
behandelt haben. Diesmal können wir uns allerdings 
kürzer halten, einmal deshalb, weil die neue Kriegs- 
steuervorlage sich in den Ansätzen nur unwesentlich 
von dem definitiven ersten Erlass unterscheidet, und 
sodann, weil wir vom Standpunkt der Genossen- 
schaften aus nicht solche materiell schwerwiegende 
Aussetzungen zu machen haben, wie beim ersten Ent- 
wurf, mit dem wir uns seinerzeit abgefunden haben. 
Da auch unsere Verbandsvereine und deren Ver- 
treter sich seinerzeit mit der Kompromisslösung der 


ersten Vorlage abgefunden haben, so ist anzunehmen, 
dass sie die gleiche Haltung auch dem neuen Entwurf 
gegenüber einnehmen werden, und deshalb dürfen 
wir wohl diesmal darauf verzichten, eine prinzipiell 
ganz andere Lösung vorzuschlagen, wie wir dies 
ursprünglich dem Entwurf der ersten Kriegssteuer 
gegenüber getan hatten und worüber Interessenten, 
die sich näher orientieren wollen, die oben erwähnten 
Artikel nachlesen können. 

Die neue Kriegssteuer soll nur eine vorüber- 
gehende sein und jeweils für je dreijährige Perioden 
so lange erhoben werden, bis ein bestimmter, hier 
nicht näher zu umschreibender Teil der Mobilisations- 
kosten der Schweiz damit gedeckt sein wird. Da’ 
dieser Teil heute auf 450 Millionen Franken — vor- 
aussichtlich wird er jedoch diesen Betrag über- 
steigen — und der Ertrag jeder Erhebung auf zirka 
145 Millionen Franken geschätzt wird, so würden in 
3 Perioden 435 Millionen Franken eingehen; voraus- 
sichtlich muss jedoch mindestens mit einer vierten 
Erhebung gerechnet werden. Es würde also die 
Steuer voraussichtlich für folgende Jahre bezahlt 
werden müssen: 1919/21 1922/24, 1925/27, 1928/30. 
Die Bezahlung kann in jeder Periode auf einmal oder 
in zwei Raten, vielleicht auch in drei Raten erfolgen, 
so dass unsere Verbandsvereine die nächsten zwölf 
Jahre mit einer regelmässigen jährlichen Steuer oder 
Reservedotierung für diese Steuer zu rechnen haben 
werden. Der Beratung wird vorerst nur der Ver- 
fassungsartikel unterbreitet, während nach der zu 
sewärtigenden Annahme des Verfassungsartikels 
durch das Volk die Bundesversammlung dann noch 
detaillierte Ausführungsbestimmungen auszuarbeiten 
haben wird, und zwar endgiltig. 

Der für die Genossenschaften geltende Teil des 
Entwurfes des Kriegssteuerartikels lautet wie folgt: 

«6, Die Genossenschaften des Obligationenrechts, welche 
einen Erwerbszweck verfolgen, entrichten die Steuer von ihrem 
Reinertrag; der Steuersatz beträgt sechs vom Hundert der 
den Miteliedern gewährten Rückvergütungen, und zwölf vom 
Hundert des übrigen Reinertrages. 


342 


Die übrigen Genossenschaften des Obligationenrechts, mit 
Ausnahme der konzessionierten Versicherungsgenossenschaften, 
entrichten die Steuer von ihrem Vermögen (Genossenschafts- 
kapital und Reserven); der Steuersatz beträgt siebeneinhalb 
vom Tausend des Vermögens. 


Die konzessionierten Versicherungsgenossenschaften ent- 
richten die Steuer von ihrer schweizerischen Prämieneinnahme. 
Der Steuersatz beträgt siebeneinhalb vom Tausend der Prämien- 
einnahme.» 


Gegenüber dem entsprechenden Vorschlag im 
ersten Erlass sind verschiedene Aenderungen zu 
verzeichnen, die wir durch Sperrung hervorgehoben 
haben; die eine, materiell uns schwer belastende 
Aenderung betrifft die Erhöhung der Ansätze in Ab- 
satz 1 und 3 — Absatz 3 wird uns nach Eröffnung 
der Tätigkeit der Volksfürsorge auch belasten — 
von 100 auf 150, d. h. von 4 auf 6, von 8 auf 12 und 
von 5 auf 7%; dagegen ist zu erwähnen, dass der 
Einheitssatz pro Jahr unverändert bleibt. Auch bei 
der ersten Kriegssteuer, die für zwei Jahre — 1916 
und 1917 — erhoben wurde, und die Ansätze von 4, 
8 und 5 enthielt, war die jährliche Belastung 2, 4, 
2%. Die hier vorgesehene Erhöhung ist also in 
Wirklichkeit nur auf eine zeitlich andere Erhebungs- 
methode zurückzuführen, materiell ändert sich an 
der jährlichen Belastung nichts, und darum 
nehmen wir an, dass man sich in unseren Kreisen mit 
diesen Ansätzen abfinden wird. Es sei immerhin er- 
wähnt, dass im ersten Entwurf des Finanzdeparte- 
ments vom Monat Juni 1918 nur 5%, resp. 10% vor- 
gesehen waren, die dann am 27. Juni 1918 von der 
Expertenkommission auf 6%, resp. 12% erhöht 
wurden. Auffallenderweise hat jedoch die Experten- 
kommission nur bei den Genossenschaften dafür ge- 
sorgt, dass die jährliche Belastung der Jahre 1919 
bis 1930 und folgende im Ansatze gleich bleibe wie 
diejenige der Jahre 1916 und 1917. Bei allen anderen 
Steuerpflichtigen ist zwar vielleicht für die oberen 
Klassen die Progression erhöht, bei den unteren 
Klassen dagegen der Ansatz der ersten Kriegssteuer 
unverändert belassen worden. Sowohl normal ren- 
tierende Aktiengesellschaften, wie alle natürlichen 
Personen bis zu einem Vermögen von 85,000 Fr. und 
einem Erwerb von 10,000 Fr. haben nach dem Ent- 
wurf für die neue dreijährige Steuerperiode gleich 
viel zu entrichten, wie bei der ersten Erhebung für 
die zweijährige. Der allgemein den Genossenschaften 
zugedachte Zuschlag von 50% wird bei lebenden 
Personen erst bei einem Erwerb von über 50,000 Fr. 
oder bei einem Vermögen von 1,400,000 Fr. erreicht. 
Sofern und soweit in den Beratungen diese wahr- 
scheinlich aus Versehen erfolgte ungleiche Be- 
handlung nicht im Sinne einer Gleichstellung 
— 50% Zuschlag auch für die anderen Steuer- 
pflichtigen ohne Rücksicht auf die Progression — 
aufgehoben wird, können wir allerdings eine Zu- 
stimmung aus unseren Kreisen zu dieser auffallenden 
Extrabelastung nicht garantieren; es ist wirklich 
nicht einzusehen, warum in der steuerlichen Behand- 
lung allein de Genossenschaften ohne Rück- 
sicht auf ihre Leistungsfähigkeit eine grössere 
Mehrlast übernehmen sollen als na- 
türliche Personen mit einem Einkommen bis zu 
50,000 Fr. und einem Vermögen bis zu 1,4 Millionen 
Franken. Auffällig ist diese den Genossen- 
Schaften gegenüber erfolgte Mehrbelastung im 
Vergleich zu der grösseren Schonung, die man 
den «übrigen juristischen Personen» 
angedeihen lässt. Bei der ersten Vorlage (1915) 
hatten solche vom Vermögen, falls solches 10,000 Fr. 
überstieg, bis zu 10 pro Mille zu versteuern. Nach 
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der heutigen Vorlage müssen sie sowohl vom Ver- 
mögen wie vom Erwerb Steuer entrichten, es wird 
ihnen aber ein steuerfreies Existenz- 
minimum wie den natürlichen Personen ein- 
geräumt (10,000 Fr. Vermögen, 2500 Fr. Erwerb). 
Das Maximum der Vermögenssteuer erreicht jedoch 
nur 10°. und das Maximum der Erwerbsteuer nur 
10%. Die Mehrbelastung besteht also hier in der 
Neuauferlegung der Erwerbsteuer. Durch die Er- 
mässigung des steuerfreien Existenzminimums, das 
der Natur der Sache nach eigentlich nur den natür- 
lichen Personen eingeräumt werden sollte, wird ein 
gewisses Privileg gegenüber den Genossenschaften 
bewirkt, das konsequenterweise eigentlich auch den 
anderen juristischen Personen bewilligt werden 
sollte. 


Als eine Neuerung erwähnen wir sodann 
die in Absatz 2 vorgeschlagene Regelung, und 
da ist interessant, dass der Bundesrat nun das 
bestätigt, was der Schreiber dies anlässlich der 
Vorberatung der ersten Kriegssteuer vor bald vier 
Jahren («Schweiz. Konsum-Verein» 1915, No. 6, 
Seite 48) behauptet hat. Wir haben damals «zum 
ersten Entwurf der Vorschriften betreffend die 
(ienossenschaftsbesteuerung» geschrieben: «Nach 
unserer Kenntnis der schweizerischen genossen- 
schaftlichen Unternehmungen kommen wir zum 
Resultate, dass mit diesem Besteuerungsvorschlag 
ganz vorwiegend nur die eigentlichen Wirtschafts- 
genossenschaften getroffen werden sollen — ob ab- 
sichtlich oder nicht, bleibe dahingestellt — indem 
vorzugsweise nur die Wirtschaftsgenossenschaften 
(Konsumvereine, Versicherungsgesellschaften auf 
Gegenseitigkeit) einen grösseren Reinertrag zu er- 
zielen pflegen, sofern man, wie der Expertenentwurf 
es tut, auch allfällige Rückerstattungen unter den 
Begriff «Reinertrag» einbeziehen will. Die an Zahl 
weit überwiegendste genossenschaftliche Unter- 
nehmungsform der Schweiz, die Milchabsatz- 
genossenschaft, erzielt nämlich, ab- 
gesehen von kleiner Reservedotierung, keinen 
Reinertrag im Sinne des Entwurfes! 


... Aehnlich machen es auch die meisten anderen 
Absatzgenossenschaften der Produzenten; der durch 
die Tätigkeit der Genossenschaft erzielte Mehrerlös 
wird nicht über Gewinn- und Verlustrechnung vor- 
getragen, sondern sofort bar ausbezahlt. Alle 
diese Absatzgenossenschaften wer- 
denalsodurchdieprojektierte Steuer 
nurmitganzminimenBeiträgenheran- 
gezogen.» 


Heute lesen wir in der Botschaft des Bundesrates 
zur Begründung der in Absatz 2 vorgeschlagenen 
Bestimmung was folgt: 


«Zu Ziffer 6. Entsprechend der Erhöhung der Steuersätze 
bei den natürlichen Personen und bei den Aktiengesellschaften 
ist auch hier eine solche um 50% vorgenommen worden. Die 
Besteuerung nach der Höhe des Reinertrages soll aber nur mehr 
bei den Genossenschaften Platz greifen, die einen Erwerbszweck 
verfolgen, wogegen die übrigen Genossenschaften des Obliga- 
tionenrechts ‚mit Ausnahme der konzessionierten Versicherungs- 
genossenschaften die Steuer von ihrem Vermögen (Genossen- 
schaftskapital und Reserven) zu bezahlen haben werden, und 
zwar zu einem Steuersatz von 7%°/o. Die Besteuerung nach 
dem Reinertrag solcher Genossenschaften, die nicht einen eigent- 
lichen Erwerbszweck verfolgen, hat sich bei der ersten Kriegs- 
steuer nicht bewährt. Je nach der Art der Buchführung ergab 
sich bei vielen gar kein Reinertrag, z. B. bei Einkaufsgenossen- 
schaften, die die eingekauften Waren zum Selbstkostenpreis an 
ihre Mitglieder weitergeben, bei Käsereigenossenschaften USW., 
so dass sie steuerfrei gelassen werden mussten. Anderseits 
haben aber solche Genossenschaften ein Vermögen, gebildet aus 
Mitgliederbeiträgen, oder aus andern zufälligen Einnahmen, und 


No. 34 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


343 


PREREUN es nicht richtig, dieses Vermögen ganz steuerfrei zu 
assen. 


Für die konzessionierten Versicherungsgenossenschaften 
wird die Besteuerung nach der schweizerischen Prämien- 
einnahme beibehalten, doch wird der Satz auch hier um die 
Hälfte erhöht.» ER 

Wir beschränken uns zuerst auf den Vorschlag, 
gewisse Arten von Genossenschaften nur nach dem 
Vermögen zu besteuern, indem wir in Erinnerung 
zurückrufen, dass wir dem ersten Entwurf 
der ersten Kriegssteuer gegenüber den Antrag 
vertreten hatten, auch die Genossenschaften nach 
dem Vermögen zu besteuern, weil unsere Prüfung 
damals ergeben hatte, dass Konsumvereine, die als 
Aktiengesellschaften konstituiertt waren, weniger 
Steuer zu entrichten hatten als Genossenschaften 
unter gleichen Verhältnissen. Demgegenüber hatten 
damals die Experten erklärt: «Bei den Ge- 
nossenschaften kann eine wirksame Besteuerung 
nicht an das Kapital angeknüpft werden, da diese 
Gesellschaftsform bekanntlich keine Kapitalassozia- 
tionen darstellen und ihren Betrieb ohne grosse 
Kapitalien führen. Es wird darum die Besteuerung 
lediglich auf dem Ertrag zu erfolgen haben.» Und 
Prof. Steiger schrieb am 17.Febr. 1915 in den «Basler 
Nachrichten»: «Die Frage der Besteuerung der Ge- 
nossenschaften bildet einen der schwierigsten 
Punkte der ganzen Vorlage deshalb, weil die Ge- 
nossenschaftenmeistwenigoderkein 
Stammkapital wie die Aktiengesell- 
schaft haben und weil man, wenigstens bei den 
Konsumgenossenschaften, wohl von Ertrag, aber 
nicht von Gewinn im gewöhnlichen Sinne des 
Wortes reden kann.» 


Wie man sieht, hat die Erfahrung in der Praxis 
unsere damaligen Voraussagen ge- 
rechtfertigt und de damaligen Exper- 
ten werden nun heute in dieser Einzelfrage de s- 
avouiert; uns jedoch erscheint es sehr fraglich, 
ob der neue Vorschlag nun eine Verbesserung dar- 
stelle, und zwar deshalb, weil die Unterschei- 
dung zwischen den drei im Verfassungsvorschlag 
vorgesehenen Arten von Genossenschaften eine nach 
diesem Wortlaute sehr schwierige oder direkt unlös- 
bare Aufgabe darstellt. Zwar die eine Art, die kon- 
zessionierte Versicherungsgenossenschaft, lässt sich 
leicht bestimmen; jedoch die Unterscheidung zwi- 
schen den Genossenschaften des O.-R., welche einen 
Erwerbszweck verfolgen, und den übrigen 
Genossenschaften des O.-R., wird eine Quelle un- 
aufhörlicher Streitigkeiten sein. Man verstehe uns 
iedoch nicht falsch: wenn wir die Unterschiede 
festzustellen hätten und wenn solche nach unserem 
Gutachten erfolgen würde, dann wäre die vor- 
geschlagene Vorschrift durch uns nicht zu be- 
kämpfen, sondern als der grösste Fortschritt, den die 
Behandlung der Genossenschaften in der schweize- 
rischen Gesetzgebung überhaupt einmal erzielen 
könnte, mit Freuden zu begrüssen, denn dahin ten- 
diert doch seit mehr als 20 Jahren unser Kampf, dass 
zwischen Wirtschaftsgenossenschaften und 
Erwerbsgenossenschaften endlich einmal eine 
scharfe Abgrenzung in der gesetzgeberischen, haupt- 
sächlich steuerrechtlichen Behandlung erfolge. Aus 
den vorstehend abgedruckten Motiven der Botschaft 
jedoch ergibt sich, dass nicht nach unserer Termino- 
logie Erwerbsgenossenschaften und Wirtschafts- 
genossenschaften ausgeschieden werden sollen, 
sondern dass der Bundesrat gerade die 
von uns als Wirtschaftsgenossen- 
schaften aufgefassten Unternehmun- 


genals Erwerbsgenossenschaften cha- 
rakterisieren will, während unter Umständen solche 
Genossenschaften, die von uns als Erwerbsgenossen- 
schaften aufgefasst werden, als «übrige Genossen- 
schaften ohne Erwerbszweck» behandelt werden. 

Das wird sich sowohl bei der Ausarbeitung der 
Vollziehungsbeschlüsse wie bei deren Anwendung 
zeigen, und da wird uns der stille Trost, dass nicht 
die Motive, sondern der Wortlaut eines Gesetzes zur 
Auslegung massgebend sein werden, nichts nützen, 
denn auch in der Bundesversammlung werden wir 
für unsere Auffassung und Auslegung keine Mehr- 
heit finden. 

So sehr wir also eine richtige Unterscheidung 
zwischen Wirtschaftsgenossenschaften und Erwerbs- 
genossenschaften begrüssen, so müssen wir die hier 
vorgeschlagene ablehnen und können sie zurzeit 
auch nicht durch eine bessere ersetzen, weil die 
Bundesbehörden ja gar keine prinzipielle Unter- 
scheidung wollen, sondern einfach eine für die «be- 
soins de la cause» zugeschnittene, die darauf ab- 
stellt, welche Unterscheidung resp. Einreihung dem 
Fiskus mehr Geld einbringt. Bei dieser Ablehnung 
leiten uns wohlverstanden nicht egoistische Gründe; 
wir haben uns mit der Tatsache, dass der V.S.K. 
und die Verbandsvereine auch steuern müssen, und 
zwar nach den Grundsätzen des Absatzes 1, abge- 
funden; aber ein gewisses Reinlichkeitsgefühl lehnt 
sich dagegen auf, dass, um der Gesetzesredaktion 
und dem Fiskus die Arbeit zu erleichtern, nun auf 
einmal und dann voraussichtlich auf Jahre hinaus 
unsere Wirtschaftsgenossenschaften zu Erwerbs- 
genossenschaften und reine Profitgenossenschaften 
zu privilegierten Genossenschaften gestempelt 
werden; denn die Einreihung in die «übrigen Ge- 
nossenschaften des O.R.» ist eine Privilegierung; 
z. B. nach dem Status pro Ende 1914 würde der 
V.S.K. nach Absatz 1 zirka 40,000, nach Absatz 2 
zirka 18,000 Franken steuern müssen; dabei ist noch 
die direkt komisch anmutende Erscheinung zu ver- 
zeichnen, dass die gleiche Genossenschaft bei den 
gleichen Statuten das einemal nach Absatz 1, das 
anderemal nach Absatz 2 zur Besteuerung heran- 
gezogen werden müsste, und noch komischer würde 
sich die Handhabung gestalten, wenn innerhalb einer 
dreijährigen Steuerperiode eine Genossenschaft bald 
nach dem einen, bald nach dem anderen Prinzipe 
arbeiten würde. Solange z. B. unser V.S.K. Re- 
serven ansammelt, muss er nach Absatz 1, sobald er 
jedoch ein Jahr einmal mit Verlust arbeiten würde, 
müsste er nach Absatz 2 besteuert werden! 

Wegen der Unmöglichkeit, auf der vom Bundes- 
rate gewählten Basis eine befriedigende Lösung zu 
finden, wäre es doch einfacher, keine Unterschei- 
dung, die heute doch nur gekünstelt wäre, zu ver- 
suchen, sondern klipp und klar den fiskalischen 
Zweck in den Vordergrund zu stellen, d. h. alter- 
nativ diejenige Steuerabgabe zu verlangen, die dem 
Fiskus am meisten einbringt; eine weitere Verbes- 
serung, die dem Fiskus auch wieder eine ansehnliche 
Mehreinnahme bringen würde, wäre, nicht nur die 
den Mitgliedern, sondern auch die den Kunden ge- 
währten Rückvergütungen und Rabatte mit dem 
halben Ansatz zur Steuer heranzuziehen. 

Bei der Besteuerung nach dem Vermögen erhebt 
sich noch ein weiterer Zweifel: bei den Aktien- 
gesellschaften ist auch der Fall vorgesehen, dass 
nicht das ganze Aktienkapital einbezahlt ist; auch 
bei den Genossenschaften kommt es oft vor, dass 
das Anteilscheinkapital nicht immer voll eingezahlt 
ist. Im Stempelgesetz ist dieses nicht voll einbezahlte 
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Stammanteilkapital steuerfrei; aus der Nichterwäh- 
nung im Absatz 2 des sechsten Abschnittes des Ver- 
fassungsartikels darf nun wohl geschlossen werden, 
dass dieses nicht einbezahlte Geld steuerfrei gelassen 
werden soll. Das ergibt sich übrigens schon aus der 
Erwägung, welche Schwierigkeiten dann bei den Ge- 
nossenschaften mit unbeschränkter Haftpflicht ent- 
stehen würden. Bei diesen letztern besteht das nicht 
einbezahlte Kapital eigentlich aus der Summe der ge- 
samten Personalvermögen aller einzelnen Mitglieder, 
das doch gegenüber den Fällen der Genossenschaften 
mit beschränkter Haftpflicht nicht privilegiert sein 
soll. 

Interessant ist übrigens die hier vom Bundes- 
rate ausgehende Bestätigung der von uns schon seit 
Jahren im Kampfe um gerechte Besteuerung der 
Konsumgenossenschaften vertretene Behauptung, 
dass es sich bei der Bemessung der durch Wirt- 
schaftsgenossenschaften erzielten Vorteile für die 
Mitglieder grundsätzlich eigentlich nur um eine 
Buchungsfrage handelt und dass je nachdem 
die Genossenschaften es in der Hand haben, einen 
Reinertrag zu erzeigen oder verschwinden zu 
machen. Gerade solche Genossenschaften aber sind 
rechte Wirtschafts- und keine Erwerbsgenossen- 
schaften, und gerade hieraus könnte man eventuell, 
falls man keine anderen hätte, die Kriterien für die 
notwendige Unterscheidung schaffen. 

Mit Rücksicht auf den Zweck, der durch die 
neue Kriegssteuer verfolgt werden soll, wollen wir 
uns, wie schon erwähnt, unter dem oben gemachten 
Vorbehalt, dass der allgemeine Zuschlag von 50% 
nicht nur den Genossenschaften gegenüber zur 
Anwendung gelange, gegen das Quantitative der 
neuen Steuer nicht zur Wehre setzen, einen Fall 
jedoch ausgenommen, nämlich den der Selbsthilie- 
organisation auf dem Gebiete des Bau- und Woh- 
nungswesens, der richtigen Bau- und Wohngenossen- 
schaften. Für diese Genossenschaften, die gewöhnlich 
relativ grosses Kapital erfordern und relativ geringe 
Ueberschüsse erzielen, wirkt jede neue steuerliche 
Belastung direkt tödlich; schon die neue Stempel- 
steuer wird diesen Selbsthilfeorganisationen grosse 
Mehrauslagen verursachen, falls der Standpunkt 
der eidgenössischen Stempelsteuerverwaltung, die 
Stempelfreiheit könne nur gemeinnützigen (Wohl- 
tätigkeits-) Unternehmungen und nicht Selbsthilie- 
bestrebungen auf diesem Gebiete eingeräumt werden, 
was noch nicht feststeht, von den oberen Instanzen 
gebilligt wird. 

Nach den neuen Vorschlägen wird jedenfalls auf 
Bau- und Wohngenossenschaften Absatz 2 des Art. 6 
angewendet werden, denn trotzdem eine richtige 
Wohngenossenschaft nur ein Konsumverein für 
Deckung des Wohnbedarfes ist, wird man nicht 
wagen, was man den Konsumvereinen gegenüber 
wagt, nämlich sie als Erwerbsgenossenschaften zu 
behandeln. 

Aber auch dann bedeuten 7Y2°/,. des Gesamt- 
kapitals eine ganz erhebliche Belastung, die beinahe 
am gleichen Tag vorgeschlagen wird, da die Dele- 
gation des Bundesrates der Delegation des Föderativ- 
verbandes und des Öltener Aktionskomitees zu- 
sichert, von Bundes wegen aus den genossenschaft- 
lichen Wohnungsbau fördern zu wollen. 

Selbstverständlich liegt hier keine böse Absicht 
vor, sondern nur ein Versehen, das bei Ausarbeitung 
des Verfassungsartikels auf irgend eine Weise gut 
gemacht werden wird. 

Vorstehende Erörterungen, die nicht erschöpfend 
sind, und nicht alle Lücken und Fussangeln bei der 


. schaft 


Anwendung des Verfassungsartikels inbezug auf die 
Besteuerung der Genossenschaften umfassen können, 
zeigen auf jeden Fall, wie schwierig die Frage der 
Genossenschaftsbesteuerung zu lösen ist, wenn man 
solche nicht nach ihrem inneren Wesen und nach 
dem Grundsatze der Gerechtigkeit angreift, sondern 
einerseits sich von der Rücksicht auf den bedrohten 
Profithandel, andererseits von dem Wunsche, aus 
den Genossenschaften einen möglichst hohen Ertrag 
herauszudrücken, leiten lässt und zwischen wirk- 
licher und Pseudo-Genossenschaft keinen Unter- 
schied macht. 

Was den Ertrag aus der neuen Steuer der 
Genossenschaften anbetrifit, so beziffert die Bot- 
denselben nicht deutlich, sondern bringt 
nur eine Schätzung des mutmasslichen Mehr- 
ertrages gegenüber dem Ergebnis der ersten Steuer; 
dieser Mehrertrag wird auf 630,000 Franken an- 
geschlagen. Rechnet man mit gleichbleibendem 
Erträgnis wie bei der ersten Kriegssteuer — bei 
der starken seitherigen Entwicklung der Genossen- 
schaften in der Schweiz darf jedoch auch bei den 
alten Ansätzen eine erhebliche Mehreinnahme_ er- 
wartet werden —, so heisst das, dass die erste 
Kriegssteuer von den Genossenschaften höchstens 
1,260,000 Fr. ergeben hat, wahrscheinlich weniger, 
denn in den 630,000 Fr. Mehreinnahmen sollten nun 
doch auch die nach Absatz 2 neu zur Steuerleistung 
gelangenden Genossenschaften, die 7Y2)oo des Ver- 
mögens abzuführen haben, eingerechnet sein; dann 
würde sich bei den Genossenschaften ein erheblicher 
Ausfall gegenüber der seinerzeitigen Berechnung 
(1,500,000 bis 2,000,000 Fr.) ergeben, der uns nicht 
recht erklärlich ist angesichts der Berechnungen, die 
wir 1915 angestellt hatten (vgl. Seiten 67 und 69 des 
«Schweiz. Konsum-Verein» 1915, No. 8). Ein klares 
Bild hierüber wird sich erst ergeben, wenn der 
detaillierte Bericht über das Ergebnis der ersten 
Kriegssteuer mit dem Ergebnis der einzelnen 
Kategorien der Steuerpflichtigen, der wohl einmal 
zu gewärtigen sein wird, vorliegt. Heute sind in 
der Botschaft die Steuererträge für alle juristischen 
Personen mit Fr. 31,892,000.— zusammengeworfen. 

Auf Grund der vorstehenden Erörterungen 
glauben wir, dass in dem neuen Verfassungsartikel 
von den Vorschriften über die Besteuerung der Ge- 
nossenschaften Absatz 1 und 2 zusammengezogen 
und folgendermassen redigiert werden sollten: 

«Die Genossenschaften des Obligationenrechts, 
mit Ausnahme der konzessionierten Versicherungs- 
genossenschaften, entrichten die Steuer entweder 
nach dem Reinertrag oder nach dem Vermögen 
(Genossenschaftskapital und Reserven); für die ein- 
zelnen Genossenschaften ist diejenige Ertragsberech- 
nung massgebend, welche den höheren Steuerbetrag 
ergibt. Für die Erhebung nach dem Reinertrag be- 
trägt der Steuersatz 6 (eventuell 4 oder 5). vom 
Hundert der den Mitgliedern und Kunden ge- 
währten Rabatte, Skonti und Rückvergütungen, 12 
(eventuell 8 oder 10) vom Hundert des übrigen Rein- 
ertrags; bei der Erhebung nach dem Vermögen be- 
trägt der Steuersatz 7% (eventuell 5 oder 6%) vom 


Tausend.» 


In Artikel 8, der die Fälle von Steuerbefreiung 
aufzählt, wäre eine neue Kategorie von der Steuer 
befreiter Unternehmungen aufzunehmen, z.B. als 
lemma d): «gemeinnützige oder Selbsthilfe-Unter- 
nehmungen, die ohne Gewinnabsicht die Deckung 
des Wohnbedarfes bezwecken, soweit und solange 
als das Gesellschaftskapital keine 5% übersteigende 
Verzinsung erhält.» 
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Das Genossenschaftswesen als Lehrgegenstand 
an den Hochschulen. 


Wie wir dem «Schweizerischen Bundesblatt» 
No. 33 vom 14. August entnehmen, wird Professor 
Turmann im Wintersemester 1918/19 an der Eid- 
genössischen technischen Hochschule in Zürich 
über politische Oekonomie (u. a. dieGenossen- 
schaft und die verschiedenen Arten 
der Genossenschaften) lesen. Die Vor- 
lesung wird in französischer Sprache gehalten. 


Alte Liebe rostet nicht! 


An dieses Sprichwort mussten wir denken, als 
wir in der «Schweiz. Spezereihändler-Zeitung» vom 
9, August 1918 einen Artikel, betitelt «Die Bilanzie- 
rungsmethode» des V.S.K., fanden. Da wird mit 
der Miene des fachkundigen Bilanzfachmannes be- 
hauptet, «die Bilanzierungsmethode des V.S.K. 
wurde schon wiederholt in der N. Z.Z. einer stren- 
gen Kritik unterzogen». Worin besteht nun diese 
Kritik: 

a) das Bankgeschäft des V.S.K. sollte in der 
Bilanz vom Warengeschäft getrennt sein; 

b) die Kontokorrentdebitoren seien nicht 
«kurzfällige» Guthaben zu betrachten. 

Demgegenüber ist zu bemerken, dass die Vor- 
schläge zur kritisierten Bilanzmethode seinerzeit von 
Prof. Dr. J. Fr. Schär in Berlin ausgingen und von 
der Verwaltung des V.S.K. adoptiert wurden. Herr 
Professor Schär kennt die Verhältnisse des V.S.K. 
jedenfalls so genau wie der Bilanzkritiker der N. Z. Z. 
und wird als anerkannter Fachmann auf diesem Ge- 
biete so gut wissen wie irgendein Aussenstehender, 
was zulässig ist oder nicht. Jedenfalls kann jeder 
Fachmann, der die Bilanz des V.S.K. prüft, sich über 
den finanziellen Stand desselben aus dem Jahres- 
bericht des V.S.K. einen Einblick in dessen finan- 
zielle Grundlage verschaffen, wie bei keinem anderen 
Betriebe der Schweiz, und diejenigen Personen, auf 
die es bei dieser Prüfung ankommt — und das sind 
doch allfällige Geldgeber des V.S.K. und nicht die 
schweizerischen Spezierer — bedürfen hier keiner 
weitern Belehrung. Die Trennung des Bankbetriebes 
vom allgemeinen Geschäftsbetrieb ist bis jetzt bei 
keinem Konsumverein notwendig geworden oder 
durchgeführt, doch steht der Verwirklichung dieser 
Aenderung, falls die V.K. sie einmal als angebracht 
erachten sollte, nichts entgegen. 

Die Tatsache, dass der V.S.K. seinen Waren- 
vorrat vom Jahre 1916 auf Ende 1917 von 5,41 auf 
10,0 Millionen Franken erhöht hat, liegt der Schweiz. 
Spezereihändlerzeitung schwer auf dem Magen, und 
sie schliesst an die ernste Frage: Wie war das mög- 
lich? den Ausruf: «Hat der V.S.K. gehamstert!?» 

Dass ein Grossbetrieb wie der V.S.K. sich an 
Waren nicht ausgehen lassem darf und entsprechend 
dem vermehrten Umsatz auch vermehrte Vorräte 
beschaffen soll, kann der erwähnte Kritiker natürlich 
nicht begreifen! Die gleiche Frage hätte er an die 


als 


Bundesbehörden richten dürfen, als diese vorsorg- 
lich Getreidevorräte in ausserordentlichem Umfange 
anlegten; sie wäre dort so gut oder so schlecht an- 
gebracht gewesen wie beim V.S.K. 

Um eine Liebenswürdigkeit mit der andern zu 
vergelten, möchten wir die Redaktion der «Spezerei- 


händler-Zeitung» anfragen, warum seit kurzem der 
Umsatz der «Union» in doppelter Aufrechnung 
(18 Millionen Eingang und 18 Millionen Ausgang = 
36 Millionen Jahresumsatz) der Tagespresse mit- 
geteilt wird? Was würde unsere Freundin in Solo- 
thurn für einen Krakeel anfangen, wenn wir ihr 
Beispiel befolgen und z. B. den Juliumsatz des 
V.S.K. mit 25 Millionen (12,4 + 12,4 Millionen) 
publizieren wollten? 


Der Wesensunterschied 
zwischen Konsumvereinen für Deckung 
des Lebensmittelbedarfes und des 
Lebensversicherungsbedarfes. 


Sch. Unsere Leser werden, wenn sie obige 
Ueberschrift lesen, sich erstaunt fragen, was für eine 
Vexierfrage hier aufgeworfen werden solle, und doch 
ist die Frage einer Erörterung wert. Letzthin hat 
der Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt dem 
Basler Grossen Rate eine Vorlage betr. Erhebung 
einer einmaligen kantonalen Kriegssteuer unter- 
breitet, deren Vorschriften sich enge an die Vor- 
schriften der ersten eidgenössischen Kriegssteuer 
anlehnen; die Ansätze sind aber meist nur halb 
so gross wie beim Vorbild. Bei dem Vorschlag 
betreffend Genossenschaften fehlt jedoch der im Vor- 
bild enthaltene zweite Absatz, die Besteuerung der 
konzessionierten Versicherungsgenossenschaften be- 
treffend, und in der Begründung hiezu fand sich 
folgende Bemerkung: «Die in der eidgenössischen 
Kriegssteuer besonders behandelten Versicherungs- 
genossenschaften kommen hier zurzeit nicht vor.» 
Da dem Schreiber dies bekannt war, dass diese 
Behauptung des Regierungsrates unzutreffend ist, 
indem gerade in Basel die Hälfte der vier grossen 
hier in Betracht fallenden Versicherungsgenossen- 
schaften domiziliert ist («Patria» und «Schweiz. 
Lebensversicherungsverein»), während die andere 
Hälfte («Schweiz. Rentenanstalt» und «Helvetia Un- 
fall») in Zürich niedergelassen ist, wollte er die Un- 
richtigkeit dieser Begründung feststellen, erkundigte 
sich jedoch, um seiner Sache sicher zu sein, bei 
Vertretern der beiden erwähnten grossen Ver- 
sicherungsgenossenschaften nach der Sachlage und 
erhielt dann von beiden die Mitteilung, dass sowohl 
«Patria» als «Schweiz. Lebensversicherungsverein» 
in Basel als gemeinnützige Unternehmungen an- 
erkannt und deshalb steuerfrei seien. 

Dem heutigen Regierungsrat des Kantons Basel- 
Stadt mag diese Steuerbefreiung nun nicht mehr 
recht liegen, weil er sich mit Recht sagen muss, dass 
solche eine einseitige Begünstigung einer speziellen 
Art von Wirtschaftsgenossenschaften darstelle und 
Anlass zu weiteren Begehren ähnlicher Art geben 
könne; darum die irreführende Begründung im Rat- 
schlage der Regierung. Der Schreiber dies nahm 
dann immerhin Veranlassung, im Grossen Rate auf die 
unrichtige Behauptung hinzuweisen und festzustellen, 
dass ein Konsumverein zur Deckung des Lebens- 
versicherungsbedarfes steuerfrei sei, zur Deckung 
des Lebensmittelbedarfes jedoch nicht, ohne dass ein 
Wesensunterschied zwischen beiden nachgewiesen 
sei. Vom Regierungstische wurde diese Anzapfung 
ignoriert, weil sich tatsächlich auch nichts dagegen 
hätte einwenden lassen. Trotzdem wir für unsere 
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Genossenschaften im allgemeinen trotz ihrer gemein- 
nützigen Wirkung nie das Steuerprivileg der gemein- 
nützigen Gesellschaften beansprucht haben und für 
unsere gewöhnlichen Konsumvereine auch nicht be- 
anspruchen werden, missgönnen wir den beiden 
Versicherungsgenossenschaften ihre Steuerfreiheit 
nicht, behalten uns dagegen allerdings vor, seinerzeit 
auch für die ebenfalls in Basel domizilierte «Schweiz. 
Volksfürsorge» das gleiche Recht zu beanspruchen. 
Die Erklärung dafür, warum der einen Ver- 
brauchergenossenschaft der gemeinnützige Cha- 
rakter vom Steuerfiskus zuerkannt wird, der andern 
(A.C. V.) dagegen nicht, liegt wohl weniger in ihrem 
Wesen als in der Tatsache, dass die Versicherungs- 
genossenschaft nur von einer Aktiengesellschaft 
als Konkurrenz bekämpft wird, der Konsumverein 
dagegen von der grossen einflussreichen Schicht der 
Profitunternehmer im Gross- und Kleinbetrieb! 


Den Konsumvereinsgegnern in’s Stammbuch 


möchten wir einige Lesefrüchte widmen, die wir 
in einer soeben erschienenen Rechtfertigungsschrift 
«Istdas System Brentano zusammen- 
gebrochen ?» des bekannten Volkswirtschafts- 
lehrers Lujo Brentano finden. 

Brentano schildert die in Deutschland in den 
70er und 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
herrschenden reaktionären Strömungen und führt 
dieselben auf den Einfluss des bekannten Gross- 
industriellen Herrn v. Stumm zurück, der es bewirkt 
habe, dass die Sonderinteressen der 
Mächtigen in der Wirtschaftspolitik 
ausschlaggebend wurden: «Von dem- 
selben Geiste war der damalige preussische Minister 
des Innern v. Puttkammer erfüllt: ... wie alle 
Arbeitseinstellungen als gemeingefährlich verfolgt 
wurden, so wurden auch den Konsumvereinen 
als Organisationen, welche den Um- 
sturz der bestehenden Ordnung be- 
zweckten, im Interesse des Mittel- 
standesnichtendenwollende Hinder- 
nisse entgegengesetzt.» Das hatte seinen Einfluss 
auf den «Verein für Sozialpolitik»... dieser hatte in 
den 80er Jahren kein Wort zur Verteidigung der 
Koalitionsfreiheit und derfreienEntwicklung 
der Konsumvereine. Wohl aber sympathi- 
sierte die Mehrheit mit den im angeblichen Interesse 
der Handwerker erlassenen reaktionären 
Neuerungen auf dem Gebiete der Gewerbeordnung.» 

Wenn wir diese Feststellungen des deutschen 
Gelehrten über deutsche Verhältnisse hier zitieren, 
so deshalb, weil der Einfluss dieser reaktionären Be- 
strebungen speziell gegenüber den Konsumvereinen 
aus Deutschland auch in der Schweiz sich geltend 
machte, und diejenigen Behörden und Pressorgane, 
die rückhaltlos für die freie Entwicklung der Kon- 
sumvereine einzutreten wagten, an den Fingern 
einer Hand abzuzählen waren, obgleich sich alle 
diese schweizerischen Gegner der Konsumvereine 
energisch beschwert hätten, wenn man sie mit dem 
auch von ihnen als «reaktionär» bekämpften Herrn 
v. Puttkammer auf eine Stufe gestellt hätte. Und 
doch haben mit obiger Feststellung Brentanos auch 
unsere schweizerischen Konsumvereinsgegner, und 
mögen sie sich noch so «liberal» und «fortschrittlich» 
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gebärden, ihre Kennzeichnung und ihren Denkzettel 
weg! 

Auch für unsere schweizerischen «demokra- 
tischen» Verhältnisse gilt übrigens das Zitat aus 
AdamSmith, «Reichtum der Nationen» (IV. Buch, 
2. Kapitel), das Brentano seiner Schrift voranstellt: 

«Wer einen Vorschlag unterstützt, der zur Stärkung eines 
Monopols von Privaten dient, kann sicher sein, nicht nur den 
Ruf eines Wirtschaftsverständigen, sondern auch grosse Popu- 
larität und Einfluss bei Personen zu erlangen, deren Zahl und 
Reichtum ihnen grosse Bedeutung gibt. Umgekehrt geht es 
dem, der ihre Pläne bekämpft, und noch mehr, wenn er aus- 
reichendes Ansehen geniesst, diesen gefährlich zu werden. Ihn 
werden weder allgemein anerkannte Rechtschaffenheit, noch 
selbst der höchste Rang, noch die grössten geleisteten Dienste 
gegen die niederträchtigsten Schmähungen und Verleumdungen, 
gegen persönliche Beleidigungen, ja mitunter gegen wirkliche 
Gefährdung durch unverschämte Attentate seitens der wütigen, 
in ihren Interessen bedrohten Monopolisten schützen.» 

Wenn etwa einmal ein in unserer Bewegung 
tätiger Genossenschafter sich der gegen ihn wegen 
seiner Betätigung gerichteten Angriffe kaum mehr zu 
erwehren vermag, so möge er in der durch vor- 
stehendes Zitat festgestellten Tatsache, dass uneigen- 
nütziges Wirken für die Allgemeinheit die Belohnung 
gewöhnlich nur in sich selbst, im guten Gewissen 
trägt, und oft erst von der Nachwelt anerkannt wird. 
Beruhigung finden. 


Die Konsumgenossenschaft „Einwohnerverein 
Wädenswil“ im 44. Rechnungsjahre. 


Die Konsumgenossenschaft «Einwohnerverein 
Wädenswil» hat am 31. März 1918 ihr vierund- 
vierzigstes Rechnungsjahr, das vierte als Genossen- 
schaft, abgeschlossen. Sie hat sich auch in diesem 
Jahre weiterentwickelt. Die Mitgliederzahl stieg von 
5ll am Anfang auf 587 am Schlusse des Jahres. Es 
erfolgten 86 Ein- und 10 Austritte. Die reine Ver- 
mehrung beziffert sich somit auf 76. Der Umsatz er- 
reichte die Höhe von Fr. 1,177,627.42, Fr. 166,210.29 
mehr als im Jahre 1916/17”. Die Betriebsrechnung 
verzeichnet an Einnahmen den Vortrag vom Vor- 
jahre: Fr. 6514.53, die Rohüberschüsse der drei Ab- 
teilungen Spezereiwaren: Fr. 165,638.27, Wein: 
Fr. 15,985.55 und Bäckerei: Fr. 21,536.81, die Ein- 
nahmen für Zinsen und Diskonti: Fr. 5634.50 und den 
Vortrag ab Rückvergütungskonto: Fr. 5000.—, zu- 
sammen Einnahmen Fr. 220,309.66; an Ausgaben die 
Unkosten auf Spezereiwaren: Fr. 60,613.13, auf 
Wein: Fr. 7,826.95 und der Bäckerei: Fr. 13,748.90, 
die allgemeinen Betriebskosten: Fr. 35,191.33, die 
Fuhrwerkspesen: Fr. 6141.85, die Abschreibungen 
auf den Mobilien: Fr. 6,629.50, die Anteilscheinzinsen 
Fr. 1,823.75 und die Obligationenzinsen: Fr. 5500.—, 
zusammen Ausgaben Fr. 137,475.41. Der Reinüber- 
schuss beziffert sich demnach auf Fr. 82,834.25. 
Davon erhalten gestützt auf $ 21 der Genossen- 
schaftsstatuten die Bezüger Fr. 55,000.— (9% von 
Fr. 600,000.—), Fr. 9000.— werden auf den Liegen- 
schaften abgeschrieben, Fr. 6000.— dem Reserve- 
und Fr. 2000.— dem Unterstützungsfonds zuge- 
wiesen, Fr. 1500.— auf 6 Aktien der Kohlenzentrale 
abgeschrieben, Fr. 2500.— für eine weitere Kriegs- 
steuer zurückgestellt und Fr. 6834.25 auf neue Rech- 
nung vorgetragen. Die Bilanz per 31. März 1918 
weist auf an Aktiven: Spezereiwaren Fr. 101,168.90, 
Wein Fr. 28,611.35, Brot, Mehl und Kohlen Franken 
4567.20, Kasse Fr. 483.50, Liegenschaften Franken 
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135,000.—, Mobilien Fr. 1.—, Wertschriften Franken 
38,700.—, Guthaben an den Verkäufern (Lager der 
Verkaufsläden und Saldi) Fr. 56,097.65, Debitoren 
Fr. 15,605.30, an Passiven: Anteilscheine Fr. 36,475, 
Obligationen Fr. 110,000.—, Reservefonds Fr. 18,000, 
Hypotheken Fr. 104,000.—, Kreditoren Fr. 5235.—, 
Kautionen Fr. 10,000.—, Marchzinsen Fr. 1312.50, An- 
teilscheinzinsen Fr. 981.10, Obligationenzinsen Fran- 
ken 1875.—, Unterstützungsfonds der Angestellten 
Fr. 28,022.05, unverteilter Reinüberschuss Franken 
10,834.25. 


wr, 


IT vensminsenen TO 
1 wiırischa i 1 
re ‚ootonsenee YE 


Schädliche Zurückhaltung. Von verschiedenen 
Verbandsvereinen erhalten wir die Mitteilung, dass 
sie die ihnen zugeteilten Brennmaterialien, Kohlen, 
hauptsächlich aber Brikett «Union», nicht beziehen 
wollen oder können, mangels Absatz bei den Mit- 
gliedern und infolgedessen mangels geeigneter 
Lagerräume oder mangels finanzieller Mittel. Falls 
die Verbandsvereine die ihnen zuerkannten Quanti- 
täten in Brennmaterialien nicht beziehen wollen, wer- 
den solche nachher den Gemeinden zur Verfügung 
gestellt und von diesen wahrscheinlich an finanz- 
kräftige Kohlenhändler abgegeben, deren Kontingent 
dadurch endgiltig erhöht und deren Einfluss dadurch 
gestärkt wird. Nachdem es gelungen ist, die vieler- 
orts beabsichtigte Ausschaltung der Konsumvereine 
bei der Vermittlung von Brennmaterialien zu ver- 
hindern, sollten die Mitglieder der Konsumvereine, 
die ja selbst die Träger dieser Unternehmungen 
sind, nicht nur ihrerseits dazu beitragen, sich 
selbst von der Kohlenvermittlung auszu- 
schalten und dem Privathandel grössere Kon- 
tingente zuzuhalten. Das wird sich mit der Zeit an 
den Mitgliedern selber rächen. Wer die Kalamität, 
die letzten Winter der Mangel an Brennmaterialien 
vielerorts verursachte, noch in Erinnerung hat, wird 
es nicht begreifen, dass die Gelegenheit, sich heute 
schon mit Brennmaterialien eindecken zu können, 
derart schwach benutzt wird, dass kohlenvermit- 
telnde Konsumvereine und zum Teil auch private 
Kohlenhändler in Verlegenheit kommen und mangels 
Lagerräumlichkeiten Kohlensendungen zurück weisen 
müssen. Wir möchten die dringende Bitte an die 
Mitglieder der Konsumvereine richten, nicht länger 
mit Eindeckung ihres Winterbedarfs zuzuwarten und 
den in Betracht kommenden Konsumvereinen 
möchten wir im weitern empfehlen, auf geeignete 
Art und Weise bei ihren Mitgliedern Propaganda zu 
machen, damit solche die zulässigen Mengen in 
Brennmaterialien beziehen. 


Zentralstelle für soziale Literatur. Trotz der 
Kriegszeit hat dieses wertvolle Züricher Institut auch 
im Berichtsjahr 1917 sich weiter entwickelt. Ein- 
heimische und Fremde nahmen die Bibliothek stark 
in Anspruch, und zwar nicht allein Studierende, 
sondern auch viele Private und im öffentlichen Leben 
stehende Personen. 

848 Personen, die in Zürich wohnen, entliehen 
Schriften der verschiedenartigsten Richtungen. 2755 
Schriften wurden abgeholt und nach auswärts 
wurden 719 Titel versandt. 

Die Zentralstelle erhielt an Schenkungen 3313 
Drucksachen, worunter die amtlichen Publikationen 
des Arbeiter- und Soldatenrats in Petersburg, die ihr 


ein früherer Studierender, der die Bibliothek fleissig 
benützt hatte, vermittelte. Das Institut besteht zur- 
zeit aus 217 Einzelmitgliedern und 86 Kollektiv- 
mitgliedern. 

Wie der Bericht erwähnt, erweckten insbe- 
sondere die folgenden Gebiete reges Interesse: 
Lebensmittelversorgung, Landwirtschaftliche Pro- 
duktion und Genossenschaften, Minimallohn, 
Staatsbürgerlicher Unterricht, Militarismus, National- 
ökonomie, Arbeiterschutz, Tuberkulosis, Alkoholis- 
mus, Frauenfrage, Anarchismus, Soziale Frage, Ge- 
werkschaftsbewegung, Wohnungsfrage, Boden- 
reform, Finanzpolitik, Sozialversicherung, Sozialis- 
mus, Mittelstand, Teuerung, Kommunalpolitik. 

Alle Räumlichkeiten sind zurzeit derart über- 
füllt, dass sich die Zentralstelle glücklich schätzt, im 
kommenden Frühjahr die für sie reservierten Loka- 
litäten in der Zentralbibliothek beziehen zu können. 
Um dieselben den heutigen Anforderungen ent- 
sprechend einzurichten, ist es notwendig, die Finanz- 
lage des Institutes zu heben. Grössere Subventionen 
und Beiträge wären daher sehr erwünscht. 

Bei 9183 Fr. Einnahmen und 7798 Fr. Ausgaben 
erzielte die Zentralstelle 1917 einen Ueberschuss von 
1384 Franken; das Vermögen beträgt 2440 Franken. 
Das Budget für 1918 sieht Auslagen von 9635 Franken 
vor, was einen Rückschlag von rund 1100 Franken 
bedingen würde. 


Schweizerisches Wirtschaftsarchiv in Basel. 
Der 8. Bericht des «Schweiz. Wirtschaftsarchives», 
das Jahr 1917 umfassend, beginnt mit einem Dank 
an Herrn Dr. R. Wackernagel, der von seinem Amte 
als Staatsarchivar zurückgetreten ist und damit auch 
die Oberleitung über das Schweiz. Wirtschaftsarchiv 
abgegeben hat. 

Dr. Wackernagel hat das junge Institut nicht nur 
stets tatkräftig unterstützt, sondern schon seit mehr 
als 30 Jahren vor der Gründung, in klarer Einsicht 
in die Bedürfnisse der Zukunft und entsprechend 
in die Verantwortlichkeit der Archive, Material 
sammeln lassen, das alsdann den höchst ansehnlichen 
und darum überaus begrüssenswerten Grundstock 
des neuen Wirtschaftsarchives bilden konnte. 

Neben der Neuordnung verschiedener Gruppen 
mussten vor allem Ergänzungen und Schenkungen 
eingeordnet werden. Als neue Bestände mögen 
etwa 400 Positionen (Gesellschaften, Verbände, 
Kassen usw.) aufgenommen worden sein. Hierunter 
sind besonders die durch den Krieg gerufenen wirt- 
schaftlichen Syndikate zu erwähnen. Der Gesamt- 
eingang an Drucksachen, die Schenkungen nicht 
eingerechnet, beträgt etwa 28,000 Stücke. 

Die einzelnen Benützungen betrugen 573 gegen- 
über 467 des Vorjahres, es fand also eine Steigerung 
von 22% statt. Diese Besucherzahl — so entnehmen 
wir dem Bericht — ist die höchste nicht nur seit dem 
Weltkrieg, sondern überhaupt seit Bestehen der 
Anstalt. 

In auffallendem Masse hat die Abteilung III 
(Volkswirtschaft und Wirtschaftspolitik) von den Be- 
nützern starke Berücksichtigung gefunden. Daneben 
wurden eingesehen die Abteilungen IV—XXVII 
(eidgenössische, kantonale und kommunale Statistik, 
die Berichte der schweizerischen Konsuln im Aus- 
lande und der ausländischen Konsuln in der 
Schweiz, schweizerische, kantonale, regionale und 
internationale Ausstellungen, wirtschaftliche Inter- 
essenverbände, Warenberichte, Geldmarktberichte, 
Emissionsprospekte, Banken und Kassen, Versiche- 
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rungsgesellschaften, Handels- und Industriegesell- 
schaften, Transportanstalten des Strassenverkehrs, 
Eisenbahnen, Dampfschiffahrtsgesellschaften, Luft- 
schiffahrtsunternehmungen, Schulen auf dem Gebiete 
des wirtschaftlichen Unterrichts, Posten, Telephon- 
und Telegraphenamt, Münzamt, Berichte über öffent- 
liche, eidgenössische, kantonale und kommunale 
Verwaltung und Aufsicht auf dem Gebiete des Wirt- 
schaftslebens, sowie Bergbau und Salinen). Auf- 
fallend geringes Interesse zeigte sich für die Bestände 
der Bahnen und Interessenverbände. 

Aus dieser knappen Aufzählung erhalten wir 
eine Ahnung von dem unermesslichen Reichtum an 
wirtschaftlich-sozialen Tatsachen, die den Benützern 
des Archives zugänglich gemacht werden können. 

Am Schluss des Berichtes finden wir wie im 
vergangenen Jahre eine interessante Uebersicht über 
die Wirtschaftsarchiv-Bewegung der Schweiz und 
eine kritische Würdigung über den Meinungs- 
austausch über diese Bewegung. In St. Gallen und 
Genf wurden Archive errichtet, die vom Basler 
Institut aufs tatkräftigste unterstützt wurden durch 
EPwelsung eines ansehnlichen Doublettenmate- 
rials. 

Auch an dieser Stelle möchten wir wiederholt 
unsere Verbandsvereine bitten, das Schweizerische 
Wirtschaftsarchiv Basel nach Kräften zu unter- 
stützen durch Ueberweisung von allgemein inter- 
essierenden Aktenstücken. 


Konferenz der Kreispräsidenten. 


Auf 1. September 1918 war nach Olten eine Kon- 
ferenz der Kreispräsidenten in Aussicht genommen. 

In Rücksicht auf die zurzeit sehr schlechten 
Bahnverbindungen, warf die Verwaltungskommis- 
sion die Frage auf, ob nicht unter Umständen von 
der Abhaltung dieser Konferenz Umgang genommen 
werden könnte, Die Sitzung hätte den Zweck, die 
Kreiskonferenzen pro Herbst 1918 festzusetzen. Da 
spezielle Traktanden seitens des V.S.K. nicht vor- 
liegen und das Haupttraktandum eine allgemeine 
Umfrage sein dürfte, wird, wie die Verwaltungs- 
kommission erfahren konnte, in verschiedenen Vor- 
ständen der Kreise die Anregung gemacht werden, 
eventuell diesen Herbst, wiederum in Rücksicht auf 
die schlechten Zugsverbindungen, von der Abhal- 
tung der Kreiskonferenzen abzusehen. 

Sollten jedoch Kreiskonferenzen abgehalten 
werden, so ist die Verwaltungskommission selbst- 
verständlich bereit, eine Delegation abzuordnen, Zur 
allgemeinen Orientierung diene, dass diesen Herbst 
folgende Sonntage bereits belegt sind: 


22. Sitzung des Aufsichtsrates des 
V.S.K 


29. September 1918: Sitzung des Verwaltungsrates 
der Volksfürsorge. 
6. Oktober 1918: Konferenz betr. Gewerkschaftstarif 
und Tarifamt. 


Nach einer erfolgten Umfrage bei den Kreis- 
präsidenten wird nun die auf 1. September 1918 an- 
beraumte Konferenz fallen gelassen. 

Es ist möglich, dass im Verlaufe des Winters 
Konferenzen notwendig werden, um für die Schwei- 
zerische Volksfürsorge in den verschiedenen Teilen 
des Landes Propaganda zu machen. Hierüber kann 
aber erst später näheres mitgeteilt werden, 


Kreis V V.S.K. (Aargau). Sitzung des Kreis- 
vorstandes, Montag, den 19. August, vormittags 
91% Uhr in Baden. 

Präsenz: Sämtliche Mitglieder des Kreis- 
vorstandes sind anwesend, ebenfalls als Vertreter 
des V.S.K. Herr E. Scholer. 

Vorgängig der Behandlung der Traktandenliste 
verliest Herr Präsident Hunziker einen Rapport des 
Lebensmittelinspektors II vom 12. August über die 
am Schlusse unserer Berichterstattung im «Konsum- 
Verein» No. 31 vom 3. August a. c. erwähnte Brot- 
kontrolle beim Konsumverein Niederlenz. Aus dem 
Räpport geht hervor, dass bei der Kontrolle vom 
3l. Mai sämtliche im Verkaufslokal des Konsum- 
vereins Niederlenz vorrätigen 2 Kilolaibe, im ganzen 
8 Stück, Mindergewichte aufwiesen. Der Total- 
manko der 8 kontrollierten Brote betrug 865 Gramm. 
Daraus geht hervor, dass die im «Konsum-Verein» 
No. 31- enthaltenen Mitteilungen eines Vorstands- 
mitgliedes auf Ungenauigkeit beruhen und dass 
gegen das Vorgehen der erwähnten Brotkontrolle 
nichts eingewendet werden kann, was wir hiemit 
gerne zur Steuer der Wahrheit berichtigen. (Es ist 
dies das erstemal, dass wir bei unserer Bericht- 
erstattung über die Verhandlungen des Kreis- 
vorstandes und der Kreiskonferenzen zurücklesen 
müssen, und zeigt dieser Fall zur Evidenz, wie 
manchmal unhaltbare Angaben in leichtsinniger 
Weise gemacht werden. Wir sind sonst in der Be- 
richterstattung über solche Fälle sehr vorsichtig, da 
aber die betr. Angaben nach Aussage eines unserer 
Kreisvorstandsmitglieder von einem Gemeinderats- 
mitglied in Niederlenz selbst stammten, hegten wir 
für die Genauigkeit derselben keinen Zweifel. Der 
Berichterstatter.) 

Das Protokoll über die Kreisvorstands- 
sitzung vom 23. Juli in Zofingen wird genehmigt. 

Verteilung des Einmachzuckers 
II. Rate. Nach den Mitteilungen von Präsident 
Hunziker und des Vertreters des V.S.K. Herrn 
Scholer wird die zweite Rate Finmachzucker den 
Vereinen in den nächsten Tagen zugehen. Die bei 
der Abgabe der ersten Rate Einmachzucker ge- 
machten Erfahrungen werden eingehend besprochen 
und wird die Verteilung der zweiten Rate in mög- 
lichst gerechter Weise für alle Vereine vorgenommen, 
wodurch zu hoffen ist, dass Reklamationen ver- 
mieden werden können. Präsident Hunziker macht 
die Mitteilung, dass der Einlösungstermin für die 
zweite Rate Einmachzucker sehr wahrscheinlich 
verlängert und bis zum 15. oder 31. Oktober aus- 
gedehnt werde, wodurch sowohl den Detailverkaufs- 
stellen wie den Konsumenten besser gedient sei. — 
Bei dieser Gelegenheit beschwert sich Wüthrich, 
Lenzburg, wiederholt über die Zusendung von 
Pakethaushaltungszucker in grossen Mengen. Herr 
Scholer teilt hierauf mit, dass, wenn die gegen- 
wärtigen Bestände von Paketzucker aufgebraucht 
seien, auch kein Paketzucker mehr zum Versand 
gelangen werde. 

Vertrag betr. Notstandsbrot. Präsi- 
dent Hunziker verliest ein Schreiben der kantonalen 
Hilfskommission an den Vorstand des kantonalen 
Bäckerverbandes betr. die Erhöhung des Beitrages 
der Hilfskommission für das Notstandsbrot. Aus 
demselben geht hervor, dass die Neuregelung der 
Vergütung im Sinne des Antrages des Kreis- 
vorstandes, wie er in unserer Berichterstattung im 
«Konsum-Verein» No. 31 erwähnt ist, vorgenommen 
werden soll. Zur Bereinigung eines neuen Vertrages, 
der schon ab 1. September a. c. Wirkung haben soll, 
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ist eine Besprechung auf den 4. September in Brugg 
angesetzt. An diese Besprechung werden vom Kreis- 
vorstand abgeordnet Präsident Hunziker und Aktuar 
Berger. 

Herbstkonferenz pro 1918 Wie im 
Warenbericht des V.S.K., No. 190 vom 17. August, 
mitgeteilt wurde, fällt die Konferenz der Kreispräsi- 
denten zur Festsetzung der Herbstkonferenzen mit 
Rücksicht auf die zurzeit sehr schlechten Bahn- 
verbindungen aus. Aus dem gleichen Grunde wird 
von verschiedenen Vorständen der Kreise die An- 
regung gemacht, eventuell diesen Herbst von der 
Abhaltung von Kreiskonferenzen abzusehen. Spe- 
zielle Traktanden von seiten des V.S.K. liegen nicht 
vor und das Haupttraktandum würde nur in der 
allgemeinen Umfrage bestehen. In Würdigung der 
Verhältnisse ist der Kreisvorstand einstimmig der 
Ansicht, sofern nicht unvorhergesehene wichtige 
Traktanden die Einberufung einer Herbstkonferenz 
notwendig machen, von, einer solchen abzusehen, 
immerhin in der Voraussetzung, dass von seiten der 
aargauischen Konsumvereine keine Einwendungen 
gemacht werden. Sollten nicht voraussehbare Trak- 
tanden im Laufe des Herbstes eine Kreiskonferenz 
dennoch notwendig machen, hat es der Kreisvorstand 
in der Hand, eine solche einzuberufen. Diejenigen 
aargauischen Konsumvereine, die mit diesem Vor- 
gehen des Kreisvorstandes nicht einverstanden sind, 
sollen ihre diesbezüglichen Mitteilungen an Kreis- 
präsident Hunziker in Rheinfelden richten. 

Allfälliges. Berger macht auf die Kalamität 
wegen der Unerhältlichkeit von Zichorien auimerk- 
sam. Währenddem Konkurrenzgeschäfte in der 
Lage sind, genügend Zichorien abzugeben, sind die 
Konsumvereine in diesem Artikel sehr knapp, was 
natürlich zur Folge hat, dass auch der Kaffeeumsatz 
bedeutend zurückgeht. Herr Scholer legt die 
Schwierigkeiten in der Beschaffung von Zichorien 
dar und erklärt, dass der V.S.K. sein Möglichstes 
tue, um Zichorien zu erhalten, was aber auf grosse 
Schwierigkeiten stosse. Es wird noch darauf auf- 
merksam gemacht, dass in den letzten Reissendungen 
vielfach verdorbene und beschmutzte Ware ent- 
halten; ist. Vereine, die unverkäufliches Reis er- 
hielten, sollen sich diesbezüglich unter genauer An- 
gabe des Quantums sowie Einsendung eines Musters 
an das kantonale Lebensmittelamt wenden. B. 


England. 


Aus der britischen Genossenschaitsbewegung. 
Dem «Scottish Co-operator» vom 15. März d. J. ent- 
nehmen wir einige Angaben über die im letzten Jahr 
erzielten Fortschritte der Genossenschaftsbewegung 
in Schottland. Der Umsatz der schottischen Gross- 
einkaufsgesellschaft für das letzte Halbjahr belief 
sich auf Fr. 216,295,825 oder Fr. 18,314,975, gleich 
9,2% mehr als in der gleichen Periode des Jahres 
1916. Der Gesamtiahresumsatz übertraf trotz stetig 
steigender Lebensmittelknappheit mit Fr. 427,081,850 
den Umsatz des Vorjahres um Fr. 64,605,925. Erheb- 
lich grössere Fortschritte als in der Warenverteilung 
wurden in der Güterproduktion der Wholesale 
erzielt. Der Totalwert der im Lauf des Jahres 1917 
in den Produktionsetablissementen der Grosseinkaufs- 
gesellschaft hergestellten und in die Distributiv- 
abteilungen überführten Güter belief sich auf 


Fr. 152,328,475, was gegenüber dem Vorjahr eine 
Vermehrung von Fr. 34,750,875 oder 29,5% darstellt. 
Damit überstieg der Wert der in den eigenen Be- 
trieben hergestellten Produkte die Gesamtumsätze 
des Jahres 1902. Nach Zuweisungen an verschiedene 
Fonds konnte aus dem erzielten Ueberschusse den 
Mitgliedervereinen eine Rückvergütung im Betrage 
von 50 Cts. pro Pfund Sterling und den Nicht- 
mitgliedern eine solche von 25 Cts. pro Pfund aus- 
gerichtet und ausserdem der Betrag von Fr. 2,265,650 
auf neue Rechnung vorgetragen werden. 

Die in London und Luton etablierten Tee- und 
Kakaoabteilungen hatten einen wesentlichen Auf- 
schwung zu verzeichnen. Die Verkäufe in diesen 
beiden Artikeln betrugen während des letzten halben 
Jahres 13,495,328 Pfund (ein engl. Pfund = 453,6 g), 
in Geldwert von Fr. 41,546,150. Aus ihren eigenen 
Teeplantagen in Ceylon versorgte die Wholesale 
Society die angeschlossenen Genossenschaften mit 
535,946 Pfund Tee. Dieses Quantum stellt immerhin 
nur einen geringen Bruchteil des im Verlauf des 
ganzen Jahres von der Grosseinkaufsgesellschaft 
vermittelten Teequantums dar. In Ceylon wurden 
bisher 4134, in Indien 9022 acres Land mit Tee an- 
gepflanzt (1 acre = 40% ar). Die Zahl der auf beiden 
Teeplantagen beschäftigten eingeborenen Arbeiter 
beläuft sich auf 3110. Der von der Grosseinkaufs- 
gesellschaft in Indien erworbene Grund und Boden ist 
bis heute zum grössten Teil noch unangebaut, wird 
aber graduell der Teeproduktion zugänglich gemacht. 

Weitere bedeutende Fortschritte sind auch in 
der Tuchwarenbranche zu verzeichnen. Das be- 
treffende Departement wurde im Jahre 1873 mit 
einem Personal von drei Köpfen ins Leben gerufen, 
heute beschäftigt es allein im Warenhaus über 400 
Angestellte. Der Gesamtumsatz in dieser Branche 
belief sich 1907 auf Fr. 25,000,000 im Berichtsjahr 
1917 dagegen auf Fr. 56,250,000. 

An die Mühlenetablissemente der Grosseinkaufs- 
gesellschaft wurden im letzten Jahre ausserordent- 
liche Ansprüche gestellt. Die Mühlen lieferten zu- 
sammen 840,290 Säcke Mehl, was einer wöchentlichen 
Durchschnittsproduktion von 16,158%2 Säcken gleich- 
kommt. Die Ausmahlung des Weizens ist in Gross- 
britannien durch Beschluss der Regierung wiederholt 
— seit Kriegsausbruch im ganzen um 18% — erhöht 
worden. Ebenso muss auf Grund einer Verfügung 
der Regierung dem Weizenmehl ein bestimmter 
Prozentsatz Roggenmehl beigefügt werden. Die 
Grosseinkaufsgesellschaft hat sich in wirksamer 
Weise dafür eingesetzt, dass bei Zuteilung des im- 
portierten Mehles auch die Konsumvereine in ge- 
rechter Weise berücksichtigt wurden. 

Die verschiedenen Betriebsetablissemente der 
Wholesale in Shieldhall waren vollauf beschäftigt. 
Die Tabakfabrik wies ein sehr gutes Ergebnis auf. 
Diese ist jetzt mit drei Zigaretten-Maschinen ver- 
sehen, die erstklassige Marken herstellen. Im Be- 
richtsiahr 1917 wurden im ganzen 15,287,200 Ziga- 
retten fabriziert, was gegenüber 1916 eine Zunahme 
von 4,716,800 Stück bedeutet. Der Umsatz in Ta- 
baken belief sich auf 1,131,053 Pfund und war da- 
mit um 16,503 Pfund höher als im Vorjahre. Der Ge- 
samtwert dieser Umsätze in Tabak und Tabak- 
fabrikaten belief sich auf Fr. 10,058,400.—. 

Auf der am 15. März zu Ende gegangenen 
Lyoner Messe war auch die englische Grosseinkaufs- 
genossenschaft mit einer Reihe von Eigenprodukten 
vertreten. Sie stellte u. a. Erzeugnisse ihrer Textil-, 
Kleiderkonfektions- und Nahrungsmittelfabriken aus 
und fand mit ihren Produkten in den Kreisen der 
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französischen Genossenschafter sowohl wie bei 


einem weiteren Publikum grossen Anklang. 


* * 
* 


Die stets zunehmenden Schwierigkeiten der 
Lebensmittelbeschaffung haben auch in den englischen 
Arbeiterschichten einen starken Drang zu landwirt- 
schaftlicher Eigenproduktion ausgelöst. Das Allot- 
ment- oder Kleinpachtsystem ist in schnellem Auf- 
schwung begriffen. Damit erschliesst sich auch der 
genossenschaftlichen Betätigung ein neues Gebiet. 
Bereits haben sich rund 50,000 dieser Kleinpächter in 
Genossenschaften vereinigt und 400 dieser Genossen- 
schaften haben sich einem landwirtschaftlichen 
Kooperativ-Verband, der Agricultural Organisation 
Society, angeschlossen. Zudem ist gegenwärtig eine 
landwirtschaftliche Genossenschaftszentrale in Bil- 
dung begriffen, welche den betreffenden Lokalorgani- 
sationen als gemeinsames Bindeglied zu dienen hat 
und die über ein Kapital von 2'2 Millionen Franken 
verfügen soll. Da ein bedeutender Teil dieser ge- 
nossenschaftlich organisierten Kleinpächter zugleich 
Mitglieder eines Konsumvereins sind, können sie 
durch diesen ihren Bedarf an Saatgut, Geräten etc. 
von der Grosseinkaufsgenossenschaft der Konsum- 
vereine beziehen. Der «Producer», dem wir diese 
Mitteilungen entnehmen, fügt hinzu, dass bei einer 
weiteren Entwicklung des neuen Kleinpachtsystems 
wohl auf einen regelrechten Güteraustausch zwischen 
dem landwirtschaftlichen Genossenschaftsverband 
und der Zentralstelle der Konsumvereine zu 
rechnen sei. 


WARS TREE 
Totentafel. 


Ein Veteran 7. Die Zentralverwaltung des 
A.C.V. Basel schreibt: 

Am 16. August verstarb im Alter von 76 Jahren 
der Angestellte unseres Schlächtereigeschäftes Herr 
KarlBürgin-Haas, und mit ihm ist wieder ein 
Veteran der Basler Konsumvereinsbewegung dahin- 
gegangen. Schon 1878 und dann wieder von 1881 
bis 1883 bekleidete Herr Bürgin das Amt eines Rech- 
nungsrevisors unserer Genossenschaft; im Jahre 
18867 wurde er in den Verwaltungsrat gewählt, 
welcher Behörde er ununterbrochen bis 1899 an- 
gehörte. Bürgin hat am Ausbau und am Aufstieg 
unserer Genossenschaft tätigen Anteil genommen zu 
einer Zeit, wo die Mitarbeit in den Behörden des 
A.C.V. noch oft eine Quelle von Anfeindungen 
bildete. Bürgin war von Beruf Ferger; im Jahre 
1900 verliess er die Seidenbandbranche und trat als 
Bureauangestellter in die Verwaltung unseres damals 
neu errichteten Schlächtereigeschäftes über. Er 
konnte nun seine volle Kraft in den Dienst der Ge- 
nossenschaft stellen und hat es auch mit grossem 
Pflichteifer getan. Vor zwei Jahren wurde Herr 
Bürgin von einer schweren Krankheit erfasst, von 
der er sich nicht mehr recht erholte; vor wenigen 
Wochen hat dann der Aufsichtsrat beschlossen, ihn 
in den wohlverdienten Ruhestand zu versetzen. 

Er konnte seine Ruhe nicht mehr lange ge- 
niessen. Körperlich ermattet, aber in voller geistiger 
Frische, hat ihn nun der Tod abberufen. Wir aber 
erinnern uns in Dankbarkeit seiner vielen Verdienste 
um unsere Genossenschaft und werden ihm ein 
ehrendes Andenken bewahren. 


No. 34 


Ergänzend möchten wir noch daran erinnern, 
dass der Verstorbene auch an der Gründungsver- 
sammlung des V.S.K. im Jahre 1890 teilgenommen 
hat und in den Jahren 1895—1898 als Mitglied dem 
Verbandsvorstand angehörte. An der Jubiläumsfeier 
des V.S.K. im Jahre 1915 in Lausanne hat Herr 
Bürgin-Haas noch als Veteran teilnehmen können. 


Samaden E.K.G. (W.-Korr.) Kurz und einfach, ohne 
lange und doch unnütze Jeremiaden über Krieg und Wirtschaits- 
lage, berichtet die Engadiner Konsumgenossenschaft über ihr 
5. Betriebsjahr. Der Umsatz ist von 222,300 Fr. auf 299,300 Fr. 
gestiegen, wozu die Bäckerei Fr. 64,120.— beigetragen hat. 
Produziert wurden 80,729 kg Brot. Die Mitgliederzahl stieg von 
262 auf 311. Der Reinüberschuss beträgt nur Fr. 5536.81, wovon 
Fr, 4275.90 an die Mitglieder rückvergütet werden (5%) und 
Fr. 1260.91 dem Reservefonds überwiesen sind. Abgeschrieben 
hat die Genossenschaft aber am Warenlager (Ankaufspreis) 
Fr. 12,908.—, am Mobiliar Fr. 5007.34, an der Liegenschaft 
St. Moritz Fr. 3822.25 und an den Wertschriften Fr. 600.—; total 
Fr. 22,337.59. Trotzdem fragte man sich, ob man die Rück- 
vergütung nicht ganz wegfallen lassen oder noch mehr redu- 
zieren könnte, von der gesunden Ansicht ausgehend, dass es 
nicht unser Ziel sein sollte, eine Rückvergütung oder, wie die 
Mitglieder sagen, eine «Dividende» herauszuwirtschaften und 
das Geld nutzlos zum Fenster hinauszuwerfen, während die 
Aeufnung sozialen Kapitals, das zum Wohle der Mitglieder 
arbeitet, darunter leidet. Es sollen sich nun die Mitglieder in 
den Kreisversammlungen selber zur Frage äussern und dem 
Verwaltungsrate die weiteren Direktiven geben. Die Abschaffung 
der Rückvergütung hat aber auch bei einem Teil der Mitglieder 
schon Anklang gefunden, bei andern wird sich allerdings die 
Dividendensucht nicht so leicht kurieren lassen. Es gibt eben 
auch bei uns Mitglieder, die nur um der Rückvergütung willen 
sich «Genossenschafter» nennen, sonst aber keine Ahnung haben, 
was die Genossenschaft eigentlich will. Da eröffnet sich nun 
den Initianten ein reiches Arbeitsfeld, den Mitgliedern die Ge- 
nossenschaft an sich näherzubringen. 

Die Unkosten sind von 15,73% pro 1915/16 auf 10,58% 
zurückgegangen, was natürlich eine wesentliche Erleichterung 
bedeutet. Mitgliederkapital ist in Hinsicht auf die schlechten 
Erwerbsverhältnisse des Engadins nur wenig aufzutreiben, was 
bedingt, dass ein grosses Fremdkapital in Anspruch genommen 
werden muss, das die Rechnung natürlich entsprechend belastet. 
Der Umsatz ist aber ein rasch steigender und dürfte im laufenden 
Jahre Fr. 400,000.— erreichen, wenn nicht mehr. Der Genossen- 
schaftsgedanke gewinnt mehr und mehr an Boden, und es darf 
als ein grosser Erfolg notiert werden, dass sich das Kreisamt 
entschlossen hat, die Herbstversorgung fürs Oberengadin der 
Engadiner Konsumgenossenschaft zu übertragen; es kommen 
dabei Il Gemeinden in Frage. So hoffen wir zuversichtlich, 
durch unermüdliche, zielbewusste Arbeit nunmehr erfreulicheren 
Zeiten entgegenzugehen. 

Anmerkung der Redaktion. Mit den Ausführungen unseres 
Korrespondenten über die Rückvergütungsfrage gehen wir nicht 
durchwegs einig. Selbstverständlich ist es eine Hauptaufgabe 
der Konsumgenossenschaften, möglichst viel soziales Kapital zu 
sammeln; daneben soll aber der Konsumverein auch die Hand 
bieten, der einzelnen Familie ökonomisch zu helfen, Das kann 
sie einmal durch eine vernünftige Preispolitik, dann aber auch 
vermittelst einer mässigen Rückvergütung, als Spar- und Not- 
fonds. So aufgefasst, bedeutet die Rückvergütung einen Segen, 
dann ist das Geld auch nicht zum Fenster hinausgeworfen. 
Mit der Abschaffung der Rückvergütung allein schafft man noch 
lange keine Genossenschafter, solche müssen erzogen werden. 
Wirklichen Genossenschaftern aber schadet auch eine mässige 
Rückvergütung nicht, davon werden sie kaum zu Dividenden- 
jägern, 


Aigle. Die Zahl der Mitglieder stieg im Verlaufe des Jahres 
1917 von 747 auf 748, also nur um eins. Der Umsatz ist um 
Fr. 42,720.30 höher als im Vorjahre. Der Reinüberschuss stellt 
sich auf Fr. 25,083.67. Dem Reservefonds werden Fr. 2508.02 
zugewiesen, Fr. 430.30 auf den Mobilien abgeschrieben, Fr. 1000 
fliessen dem Amortisationsfonds zu, Fr. 19,878.35 erhalten die 
Mitglieder als Rückvergütung auf die eingetragenen Bezüge 
von Fr. 248,479.40 und Fr. 1267.— werden auf neue Rechnung 
vorgetragen. Der Reservefonds beläuft sich auf Fr. 16,152,75, 
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der Amortisationsfonds auf Fr. 2000.—. Gegen Anteilscheine 
haben die Mitglieder der Genossenschaft Fr. 7241.— zur Ver- 
fügung gestellt, in Spareinlagen Fr. 42,551.05. Die Hypothek- 
schulden belaufen sich auf Fr. 31,166.85, die Warenschulden 
auf Fr. 1384.15. Die Liegenschaften stehen mit Fr. 31,000.—, 
die Warenvorräte mit Fr. 65,711.60 und die Mobilien mit Fran- 
ken 2000.— zu Buch. Die Wertschriften machen einen Betrag 
von Fr. 3700,—, die Vorschüsse und Ausstände einen solchen 
von Fr. 10,210.10 aus. In der Kasse verbleiben Fr. 9019.45. 


Astano. Der Umsatz in den beiden Läden Astano und 
Bombinasco beziffert sich im Jahre 1917 auf Fr. 48,378.12, 
Fr. 10,691.71 mehr als im Vorjahre. Aus diesem Verkehr er- 
gibt sich ein Reinüberschuss von Fr. 1666.44. Davon fliessen 
Fr. 573.45 dem Reservefonds zu und Fr. 1092.99 (4%) werden 
den Mitgliedern rückerstattet. Die Bilanz nach Verteilung des 
Reinüberschusses setzt sich folgendermassen zusammen: Kasse 
Fr. 1482.11, Depositenguthaben bei der Bankabteilung des 
V.S.K. Fr. 1545.20, Wertschriften Fr. 270.—, Mobilien Fr. 600, 
Warenvorräte Fr. 15,011.—, Obligationen Fr. 3230.—, Reserve- 
fonds Fr. 1500.—, Anteilscheine Fr. 2413.98, Schuld an den 
V.S.K. Fr. 4776.80, Schulden an andere Lieferanten Franken 
5894.54, Rückvergütungen Fr. 1092,99. 


Buchs. (Aarg.). Der Umsatz betrug im achten Rechnungs- 
jahr, 1917, Fr. 124,398.01 gegenüber Fr. 102,285.72 im Vorjahre, 
1916. Die Vermehrung beläuft sich auf Fr. 22,112.29 oder 
21,6%. Die Zahl der Mitglieder stieg von 195 am Anfang auf 
209 am Schluss des Jahres. 31 Eintritten stehen 17 Austritte 
und Streichungen gegenüber. Die Bezüge beim V.S.K. machen 
Fr. 93,430.80 (86% des gesamten Einkaufes) aus. Die Bilanz 
per 31. Dezember setzt sich folgendermassen zusammen: 
Waren Fr. 24,299,50, Ausstände Fr. 939.21, Mobilien Fr. 1500.—, 
Wertschriften Fr. 1800.—, Debitoren Fr. 53.-—, Barschaft Fran- 
ken 1119.76, Liegenschaften Fr. 6500.—, Hypotheken Fr. 4800, 
Kreditoren Fr. 2206.65, Reservefonds Fr. 8430.70, Baufonds 
Fr. 1400.—, obligatorische Anteilscheine Fr. 3603.40, freiwillige 
Anteilscheine Fr. 3260.—, Mitgliederguthaben Fr. 326.40, Rein- 
überschuss Fr. 12,18432. Von diesem Betrage fliessen Fr. 3000 
dem Reserve- und Fr. 1000.— dem Baufonds zu, Fr. 4277.30 
(7%) werden den Mitgliedern rückerstattet, Fr. 100.— vergabt, 
Fr. 800.— auf Mobilien und Fr. 500.— auf Liegenschaften ab- 
geschrieben, Fr. 2150.— an Vorstand und Rechnungsrevisoren 
als Entschädigung ausgerichtet und Fr. 357.02 auf neue Rech- 
nung vorgetragen. In den acht Jahren ihres Bestehens hat die 
Genossenschaft im ganzen Fr. 612,151.49 Umsatz erzielt und 
den Mitgliedern Fr. 27,039.31 rückerstattet. 


Brunnen-Ingenbohl. Im Gegensatz zu sozusagen allen 
übrigen Verbandsvereinen kann der Konsumverein Brunnen- 
Ingenbohl im Jahre 1917 nur eine ganz kleine Umsatzzunahme 
verzeichnen. Sie beläuft sich auf Fr. 1480.26, der Umsatz selbst 
auf Fr. 116,630.82. Auf die Ablage Ingenbohl entfallen Franken 
70,080.40, auf die Ablabe Brunnen Fr. 46,550.42. Die Mitglieder- 
zahl betrug am Anfang des Jahres 184, am Schluss 185. Die 
Bilanz setzt sich folgendermassen zusammen: Kasse Fr. 123.12, 
Warenlager Fr. 28,689.71, Ausstände Fr. 1232.17, Mobilien 
Fr. 3354.96, Anteilscheine V.S.K. und M.S.K. Fr. 1800.—, 
Kontokorrentguthaben Fr. 1810.80, Reservefonds Fr. 2997.58, 
Baufonds Fr. 3258.40, Hauptfonds Fr. 6111.87, Anteilscheine 
Fr. 6755.05, Obligationen Fr. 250.—, Spareinlagen Fr. 5647.—, 
Reinüberschuss Fr. 11,990.86. Der Reinüberschuss findet nach 
dem Antrag des Genossenschaftsrates folgende Verteilung: Ver- 
kaufslokalreserve Fr. 650.—, Steuerreserve Fr. 700.—, Haupt- 
fonds und Baufonds je Fr. 1199.—-, Abschreibung auf Maschinen 
Fr. 375.—, Teuerungszulagen Fr. 769.—, Rückvergütung an die 
Mitglieder (7% von Fr. 74,678.91) Fr. 5227.46, Gratifikation an 
die Verwaltungsorgane Fr. 1000.—, Gratifikation an Genossen- 
schaftsrat und Rechnungsprüfungskommission Fr. 250.—, andere 
Gratifikationen Fr.-170.—, Vortrag auf neue Rechnung Franken 
451.40. 


Corcelles-Cormondröche et Peseux. Der gesamte Umsatz 
betrug im Jahre 1917 Fr. 442,942.40 gegenüber Fr. 337,561.80 
im Jahre 1916, d. h. Fr. 105,380.60 oder 31,2% mehr. Daran 
ist der Umsatz der Bäckerei mit Fr. 89,988.60 beteiligt. Auf den 
Laden Corcelles entfallen Fr. 117,290.55, Cormondröche Fran- 
ken 62,456.10, Peseux Fr. 91,123.15, Carrels Fr. 110,495.15. Die 
Bilanz per 31. Dezember weist auf an Wertschriften und Bank- 
guthaben Fr. 16,520.02, Liegenschaften Fr. 114,850.—, Mobilien 
Fr. 2300.—, Waren Fr. 90,830.60, Kasse Fr. 4628.75, Debitoren 
Fr. 1017.75, Aktienkapital Fr. 14,000.—, verschiedene Reserven 
Fr. 86,448.55, Hypotheken Fr. 90,900.—, Ladensaldi Fr. 2283.10, 
Rückvergütungen Fr. 34.634.455 (9%) und Vortrag auf neue 
Rechnung Fr. 1881.02. Die Generalversammlung vom 12. März 
hat Bericht und Rechnung gutgeheissen. 


Dietlikon. Die Bilanz per 31. Dezember 1917 weist fol- 
gende Zusammensetzung auf: Kasse Fr. 1120.96, Warenlager 
in den Läden Fr. 42.339.69, Warenlager im Magazin Fr. 2405.—, 
Debitoren Fr. 1132.93, Liegenschaften Fr. 163,655.61, Wert- 


schriften Fr. 4660.—, Mobilien Fr. 5600.—, Kreditoren Franken 
105,771.19, Anteilscheine Fr. 3693.30, Obligationen Fr. 880,—, 
Barkautionen Fr. 60.—, Sparkasse Fr. 627.95, Hypotheken Fran- 
ken 102,000.—, Reservefonds Fr. 6482.20, Reinüberschuss Fran- 
ken 1399,55. Die Einnahmen auf Betriebsrechnung sind der 
Vortrag von 1916 von Fr. 296.73, verschiedene Rückvergütungen 
von Lieferanten von Fr. 209,22, der Rohüberschuss der Waren- 
vermittlung von Fr. 22,187.52 und der Ertrag der Liegenschaften 
von Fr. 4529.60, die Ausgaben die Verluste auf Debitoren von 
Fr. 514.57, die Zinsen von Fr. 11,238.11, die Unkosten von Fran- 
ken 10,800.34 und die Abschreibung auf Mobilien von Franken 
3270.50. Als Differenz ergibt sich wiederum der Reinüberschuss 
von Fr. 1399,55. 


Erlinsbach. Der Konsumverein Erlinsbach und Umgebung 
hat sich im Berichtsjahre schön entwickelt. Sein Umsatz be- 
lief sich auf Fr. 268,840.35, die Mitgliederzahl am Schlusse des 
Jahres auf 380. Vom Umsatz entfallen Fr. 176,003.54 auf den 
Hauptladen, Fr. 75,870.34 auf die Ablage, Fr. 8440.10 auf die 
Wirtschaft und Fr. 8526.37 auf die Migrosverkäufe. Der Rein- 
überschuss beträgt Fr. 11,761.15, nachdem bereits Fr. 5486.25 
zu verschiedenen Abschreibungen verwendet worden sind, Von 
diesen Fr. 11,761.15 entfallen Fr. 2000.— auf den Reservefonds 
und Fr. 9000.— auf die Mitglieder (8%). Der Rest von Franken 
761.15 wird auf neue Rechnung vorgetragen. Mit der Rechnung 
pro 1917 ist das sogenannte Schuhkonto, d. h. ein Verlustbetrag, 
der vom Verkauf eines Schuhlagers herrührte, aus der Bilanz 
verschwunden. Die Bilanz weist nun folgende Zusammen- 
setzung auf: Kasse Fr. 1780.36, Warenvorräte Fr. 79,614.39, 
Ausstände Fr. 808.62, Mobilien Fr. 4000.—, Liegenschaft Fran- 
ken 11,000.—, Wertschriften Fr. 850.—, Guthaben einer Bank 
Fr. 39,634.05, Guthaben des V.S.K. Fr. 20,982.30, Guthaben 
anderer Lieferanten Fr. 1279.15, Obligationen Fr. 1850.—, Re- 
serveionds Fr. 9745.22, Gebäudeschuld Fr. 12,000.—, Sparkasse 
Fr. 2101.50, Kautionen Fr. 700.—, Rückvergütungen Fr. 9000.—, 
Vortrag auf neue Rechnung Fr. 761.15. 


Les Verriöres-Suisse. Am 31. Dezember schloss die in der 
ersten Hälfte des Jahres 1917 gegründete Konsumgenossenschaft 
in Les Verrieres-Suisse ihr erstes Rechnungsiahr ab. Die Ge- 
nossenschaft entstand auf die Anregung einer Anzahl von Eisen- 
bahn- und Zollangestellten, die sich anfangs März 1917 zum 
ersten Male zur Besprechung der Frage zusammenfanden. Am 
2. April fand die Gründungsversammlung statt. Herr Pronier 
vom Verbande schweiz. Konsumvereine hielt einen Vortrag über 
die Vorzüge der Konsumgenossenschaften. Im Anschluss daran 
beschloss die Versammlung einstimmig die Gründung einer 
Konsumgenossenschaft. Am 18. Mai wählte eine weitere Ver- 
sammlung den Aufsichtsrat von 15 Mitgliedern und dieser er- 
nannte aus seiner Mitte einen Vorstand von 5 Mitgliedern. Der 
Laden wurde am 25. Juni dem Betriebe übergeben. Der Um- 
satz bis zum Ende des Jahres belief sich auf Fr. 21,070.—. Da- 
von sind Fr. 18,831.82 in die Bezugsbüchlein eingetragen. Die 
Mitgliederzahl wuchs von der Gründung an bis zum Schlusse 
des Reclhnungsjahres auf 168. Es entfallen also auf ein Mit- 
glied im Durchschnitt Fr. 110.— bezogene Waren. Die Bilanz 
per 31. Dezember setzt sich zusammen wie folgt: Kasse Fran- 
ken 422.78, Waren Fr. 8520.45, Ausstände Fr, 44.01, Mobilien 
Fr. 1189.80, Wertschriften Fr. 120.—, Saldo des Ladens Franken 
112.74, Warenschulden Fr. 1501.05, Anteilscheine Fr. 4940,—, 
Obligationen Fr. 2000.—, Zinse Fr. 271.90, Reinüberschuss Fran- 
ken 1471.35. Vom Reinüberschuss erhalten die Mitglieder 
Fr. 950.— (5%), Fr. 120.— werden auf den Mobilien abge- 
en und Fr. 401.35 zur Bildung eines Reservefonds ver- 
wendet. k 


Lyss. Die Genossenschaft zählte am Schlusse des 
13. Rechnungsjahres (30. April 1918) 510 Mitglieder. Der Um- 
satz belief sich auf Fr. 297,630.30, Fr. 35,613.10 mehr als im 
Jahre zuvor. Auf den Hauptladen in Lyss entfallen 244,231.48 
Franken, auf die Ablage in Busswil b.B. Fr. 43,165.90 und auf 
andere Verkäufe Fr. 10,232.91. Der Durchschnittsbezug eines 
Mitgliedes beziffert sich auf Fr. 486.20 gegenüber Fr. 404.50 
im Vorjahre. Auf ein Mitglied der Behörden bezw. einen An- 
gestellten ergibt sich ein Mittel von Fr. 873.55 gegenüber 
Fr. 765.— im Jahre 1916/17. Die Bäckerei verzeichnet einen 
Umsatz von Fr. 83,425.81. Fr. 9167.76 machen die Brotliefe- 
rungen an die Schwestergenossenschaften in Aarberg und Kall- 
nach aus. Die Betriebsrechnung verzeichnet an Einnahmen 
Fr 44,251.72, an Unkosten Fr. 17,125.16, an Zinsen Fr. 3765.98 ° 
und an Abschreibungen auf Liegenschaften und Mobilien 4925.75 
Franken. Der Reinüberschuss beträgt also Fr. 18,434.83. Die 
Rückvergütung auf die eingeschriebenen Bezüge von 260,000: 
Franken erfordert Fr. 15,600.— (6%), Fr. 2000.— werden’ dem 
Reservefonds zugeteilt, Fr. 500.— für die Kriegssteuer zurück- 
gestellt, Fr. 200.— vergabt und Fr. 134.83 auf neue Rechnung 
vorgetragen. Der Reservefonds wächst damit auf Fr. 22,000.— 
an. Die weiteren Betriebsmittel der Genossenschaft sind der 
Dispositionsfonds von Fr. 1676.26, die Anteilscheine von Franken: 
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19,282.44, die Depositen von Fr. 57,854.52, die Hypotheken von 
Fr. 69,000.—, die Obligationen von Fr. 39,655.—, die Zinsen von 
Fr. 3,765.98, die Kautionen von Fr. 4650.—, die Kontokorrent- 
schulden von Fr. 5,623.30 und der unverteilte Reinüberschuss 
von Fr. 16,434.83. Sie sind folgendermassen verwendet: Liegen- 
schaften Fr. 103,000.—, Mobilien und Maschinen Fr. 5000.—, 
Wertschriften Fr. 5360.—, Warenlager Fr. 101,265.24, Bäckerei- 
lager Fr. 4508.26, Depositenguthaben Fr. 7167.—, Kontokorrent- 
guthaben Fr. 9729.56 und Kasse Fr. 3912.27. 

. Ueber die am 9. Juni abgehaltene Generalversammlung 
teilt uns unser S.-Korr. noch folgendes mit: 

Die gut besuchte Generalversammlung genehmigte Bericht 
und Rechnung und ebenso den Voranschlag zur Verteilung des 
Betriebsüberschusses. Amtsmüde Mitglieder der Aufsichtsbe- 
hörde wurden durch Neuwahlen ersetzt. Hoffen wir, es werde 
der teils neu gewählten Behörde gelingen, das Genossenschafts- 
schiff glücklich durch die stets höher gehenden Wogen zu leiten. 


Mendrisio. Der Umsatz belief sich im Jahre 1917 auf 
Fr. 110,444.50. In die Bezugsbüchlein eingetragen wurden 
Fr. 78,195. —. Der Reinüberschuss beträgt Fr. 5462.87. Davon 
erhalten die Mitglieder Fr. 4097.37 (5%) und Fr. 1365.50 werden 
dem Reservefonds zugewiesen. Die Mitgliederzahl war am 
Im Laufe des Jahres erfolgten 52 Ein- und nur 
2 Austritte. Die Mitgliederzahl bezifferte sich somit am Schlusse 
des Jahres auf 264. Die Bilanz setzt sich zusammen wie folgt: 
Bankguthaben Fr. 5455.46, Wertschriften Fr. 860.—, Waren- 
vorräte Fr. 7470.10, Mobilien Fr. 795.—, Anteilscheine Fr. 3620, 
Anteilscheinzinsen Fr. 150.15, Reservefonds Fr. 4434.59, ver- 
schiedene Kreditoren Fr. 2278.45, Rückvergütungen Franken 
4097.37. 


Niederbipp. Mehr als verdoppelt hat sich im Jahre 1917 
der Umsatz der Konsumgenossenschaft Niederbipp. Gegenüber 
Fr. 137,702.20 im Jahre 1916 betrug er im Berichtsjahre Fran- 
ken 293,141.43. Im Hauptladen belief er sich auf Fr. 155,930.84, 
in der Ablage Oberdorf auf Fr. 72,416.05, in der Mitte Mai neu 
eröffneten Ablage Oberbipp auf Fr. 25,033.75. Der Notstands- 
kommission wurden Waren im Werte von Fr. 5495.89, dem 
Vertragsbäcker Mehl im Betrage von Fr. 34.264.90 geliefert. 
Auch die Mitgliederzahl hat eine gehörige Vermehrung er- 
fahren. Von 324 am Anfang stieg sie auf 468 am Schlusse des 
Die Spareinlagen betrugen am Anfang des Jahres 
Fr. 19,550.89, am Schlusse Fr. 28,284.40, die Zahl der Sparein- 
leger 84 bezw. 98. Die Bilanz per 31. Dezember 1917 weist auf 
an Aktiven: Liegenschaften Fr. 92,500.—, Mobilien Fr. 12,300.—, 
Warenlager Fr. 72,526.13, Ausstände Fr. 2573.60, ausstehende 
Mietzinsen Fr. 184.25, Debitoren Fr. 184.25, Wertschriften 
Fr. 1720.—, Kasse Fr. 832,65, Mitgliederguthaben Fr. 11,795.30, 
Reservefonds Fr. 963.30, Anleihen Fr. 18,871.75, Hypotheken 
Fr. 68,000.—, Kontokorrentschuld an die Kasse Niederbipp 
Fr. 4941.70, Obligationen Fr. 10,000.—, Kautionen Fr. 1500.—, 
Sparkasse Fr. 16,784.40, Baufonds Fr. 2400.—, Kreditoren Fran- 
ken 28,023.25, Reinüberschuss Fr. 15,101.83. Dem Reservefonds 
fliessen Fr 448.15 zu, Fr. 1500.— werden auf dem Warenlager, 
Fr. 1400.— auf den Mobilien abgeschrieben, Fr. 500.— dem 
Baufonds zugewiesen, Fr. 11,280.— (6%) den Mitgliedern rück- 
erstattet und der Rest auf neue Rechnung vorgetragen. 


Niedergerlafingen. Trotzdem die Genossenschaft nur eine 
einzige Verkaufsstelle unterhält, hat sie im Jahre 1917 einen 
Umsatz von fast einer halben Million zu verzeichnen, Er belief 
sich auf Fr. 476,167.20, Fr. 129,047.60 (37%) mehr als im Vor- 
jahre. Die Mitgliederzahl stieg von 432 am Anfang auf 472 am 
Schlusse des Jahres. Die Bilanz verzeichnet an Aktiven die 
Liegenschaften (Fr. 84,000.—), die Mobilien (Fr. 1.—), den 
Warenvorrat (Fr. 117,470.03). die Buchforderungen (Fr. 926.30), 
den Kassensaldo (Fr. 215.97), die Wertschriften (Fr. 2200.—), 
an Passiven die Hypotheken (Fr. 63,500.—), die Kontokorrent- 
schuld an die Solothurner Kantonalbank (Fr. 20,054.90), die 
diversen Kreditoren (Fr. 24,418.40), die Anteilscheine (Franken 
20,160.—), den Baufonds (Fr. 10,000.—), den Reservefionds 
(Fr. 28,000.—), die Rückstellung für Zinsen (Fr. 4080.—) und 
den Reinüberschuss (Fr. 34,600.—). Vom Reinüberschuss er- 
halten die Mitglieder Fr. 31,800.— (5% auf Monopol-, 9% auf 
übrige Artikel), die Nichtmitglieder Fr. 1200.— (2% auf Mo- 
nopol-, 4% auf übrige Artikel), Fr. 400,— werden vergabt, 
der Rest von Fr. 1200.— dem Reservefonds zugewiesen. 


Villars-Burquin. Der Reinüberschuss belief sich im Rech- 
nungsjahr 1917 auf Fr. 5044.26. Fr. 3527.81 (9%) werden den 
Mitgliedern rückerstattet, Fr. 148.— als Zins auf die Anteil- 
scheine ausgerichtet. Fr. 504.40 dem Genossenschaftsvermögen 
zugewiesen und Fr. 864.05 auf neue Rechnung vorgetragen. Die 
Bilanz weist auf Fr. 17,590.40 Warenvorräte, Fr. 1.— Mobilien, 
Fr. 371.— Saldo des alten Verkäufers, Fr. 121.70 Kontokorrent- 
guthaben bei der Kantonalbank, Fr. 440.— Anteilscheine beim 
V.S.K., Fr. 3030.— Anteilscheine der Mitglieder, Fr. 2000.— 
Kaution der Verkäuferin. Fr. 5704.46 Reservefonds, Fr. 350.— 
Eintrittsgelder, Fr. 251.91 Verfügungsfonds, Fr. 1944.55 Lohn 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


No. 34 


der Verkäuferin, Fr. 703.32 Passivsaldo des Kassiers, Fr. 4539.86 
unverteilter Reinüberschuss.. Die Mitgliederzahl beträgt 119, 
die Ablieferungen der Verkäuferin belaufen sich auf Franken 
53,240.63. Die Generalversammlung vom 17. Februar hat den 
Beitritt zur «Minoterie cooperative du Leman» beschlossen. Sie 
hat ferner beschlossen, dass in Zukunft das Eintrittsgeld von 
Fr. 10,— endgültig dem Reservefonds zufliesse und nicht mehr 
den Mitgliedern zurückbezahlt werde, sobald ihre Bezugs- 
summe Fr. 1200.— erreiche. 


FA 
i Sprechsaal 


Warenempfehlung durch das Verkaufspersonal. (B.-Korr.) 
Gewisse Beobachtungen vor und während des Krieges veran- 
lassen den Schreiber dies, dieses Thema wieder einmal zur 
Diskussion zu stellen. Wohl die meisten Genossenschafts- 
behörden und Verwaltungen werden bei Anstellung ihres Laden- 
personals in erster Linie darauf sehen, dass die in Frage 
kommenden Personen sich über die nötigen Warenkenntnisse, so- 
wie über den Ladendienst ausweisen können. Zeugnisse werden 
verlangt, Referenzen eingeholt und nach stattgefundener Vor- 
stellung entschliesst sich der Verwalter bezw. die Betriebs- 
kommission zur Anstellung der am besten geeigneten Tochter. 
In den Dienst eingeführt, entwickelt diese namentlich in der 
ersten Epoche einen wahren Feuereifer; Genossenschafts- 
behörden, Verwalter und die Mitgliedschaft wissen den Fleiss, 
die Promptheit und die Liebenswürdigkeit der «Neuen» nicht 
genug zu rühmen. Einmal in die lokalen Verhältnisse ein- 
geweiht, fasst die Verkäuferin ihre Arbeit mit einer gewissen 
Kaltblütigkeit auf. Monate vergehen, und die Genossenschafter 
sind an sie gewöhnt. Klagen laufen nur wenige oder gar keine 
ein, und die Verwaltung ist überzeugt, bei der Anstellung das 
Richtige getroffen zu haben. Dennoch scheint mit der Zeit 
etwas nicht mehr ganz zu stimmen. Nachfragen nach diesem 
oder jenem fehlenden Artikel werden von der Verkäuferin je 
nach ihrem genossenschaftlichen Bildungsgrad mehr oder we- 
niger geschickt beantwortet. Haben wir es mit einer tüchtigen 
Verkäuferin zu tun, so empfiehlt sie den Kunden an Stelle des 
fehlenden Artikels einen vorhandenen Ersatz und kann damit 
die Kunden vorläufig befriedigen; oder die Verkäuferin gibt 
höflich ihrem Bedauern über das Fehlende Ausdruck und ver- 
tröstet den Kunden auf baldige Befriedigung, sei es durch 
Lieferung des verlangten oder eines ähnlichen Artikels. 
Andere dagegen erklären einfach: der Artikel ist nicht mehr 
erhältlich, und entlassen den Käufer ohne den Versuch zu 
machen, seinen Wunsch zu befriedigen. Wir haben also hier 
zwei Arten von Verkäuferinnen; die eine, die mit der herben 
Gegenwart handelt, die andere, die mit genossenschaftlichem 
Eifer oder etwas Geistesgegenwart arbeitet. Ich fürchte aber, 
dass die erste Kategorie vorherrscht. 

Auf meinen gelegentlichen Streifzügen in Konsumläden 
innerhalb und ausserhalb unseres Verbandskreises, ja auch in 
unsern eigenen Läden hatte ich Gelegenheit, verschiedene Typen 
unter dem Verkaufspersonal kennen zu lernen und mancherlei 
Beobachtungen zu machen, die nicht immer dem Ideal einer 
Verkäuferin nahekommen. Was kann für Besserung dieser 
Verhältnisse getan werden? 

Man wird mir da kurzerhand sagen, dass ja durch direkte 
Vorschriften oder eventuelle Vorhaltungen am einfachsten dem 
Misstand abzuhelfen sei. Diese Annahme trifft jedoch leider 
nicht immer zu, denn nur zu oft werden auch durch wohl- 
meinende Bemerkungen Unzufriedenheit und Unlust bei emp- 
findlichen Angestellten ausgelöst. Hier kann, meines Erachtens, 
nur durch systematische Belehrung in weiteren Kreisen Erfolg 
geschaffen werden, und zwar nicht durch Bücher — gelesen 
werden solche meistens doch nicht — sondern in periodischen 
Zusammenkünften der Verkäuferinnen benachbarter Konsum- 
vereine, die von einem geeigneten Fachmann geleitet werden 
müssten, um das Verkaufspersonal in jeder Hinsicht genossen- 
schaftlich auszubilden, wodurch die genannten Uebelstände be- 
seitiet werden könnten. Wie an Kreiskonferenzen den Vereins- 
vorständen Gelegenheit zur Wahrung ihrer Interessen und der 
Bildungsgrund für das genossenschaftliche Leben gelegt wird, 
so sollte auch dem Ladenpersonal in ähnlichen Anlässen Ge- 
legenheit gegeben werden, jene Ausbildung zu erlangen, die für 
die Prosperität der Genossenschaft ebenfalls sehr wichtig ist. 
Wenn nun diese Zeilen auch andere Genossenschafter zur Dis- 
kussion veranlassen könnten, so wäre der Zweck derselben fürs 
erste erreicht. Der Schreiber dieser Zeilen wird sich gestatten, 
an der nächsten Konferenz seines Kreises auf die Angelegenheit 
zurückzukommen, hoffend, dass seitens der Verbandsvertreter, 
wie aus den Reihen der Abgeordneten der geäusserten Meinung 
beigepflichtet werden möchte. 


Redaktionsschluss: 22. August 


ankabteilung 


des V.S.R. 


Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


Kontokorrent-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
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Illustrierte Kataloge stehen den Vereinen stets zur Verfügung 


